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Gtreſemann als hiſtoriſche Geſtalt. 


Don Profeſſor Hermann Oncken. 


Er ift eine hiſtoriſche Geſtalt, das empfinden wir alle mit 
tiefer Bewegung in dieſen Tagen. So ſtark und allgemein iſt 
der Widerhall, den das Hinſcheiden Guſtav Streſemanns in 
der Welt erweckt: in dem ganzen öffentlichen Leben der Na⸗ 
tion, in dem perſönlichen und tiefen Anteil, den auch das Aus⸗ 
land an unſerem Derlufte nimmt. In dieſen Tagen ſteht die 
Perſönlichkeit des deutſchen Außenminiſters im Mittelpunkt 
des Weltintereſſes, wie es in dem Jahrzehnt nach dem Welt⸗ 
kriege keinem anderen deutſchen Namen beſchieden war. In⸗ 
dem fie die Bühne dieſer Welt verläßt, tritt die geſchichtliche 
Erſcheinung Streſemanns in die hellſte Beleuchtung. 

Mit einem Male empfinden alle, Freund und Feind, die 
Lücke, die in das politiſche Leben der Nation geriſſen wird — 
ſei es, daß man rückblickend die Leiſtung der letzten ſechs Jahre 
an ſich vorüberziehen läßt, ſei es, daß man vorausblickend er⸗ 
wägt, wie und durch wen dieſe Lücke auszufüllen ſein wird. 
Mit einem Male wird man ſich bewußt: hier iſt ein Abſchnitt. 
Der 15. Auguſt 1925, an dem Streſemann das Amt des 
Reichskanzlers übernahm, fällt in die dunkle Zeit des Tief⸗ 
punkts deutſcher Geſchicke; mit dem 25. November 1925, 
an dem er aus der Geſamtleitung der Reichsgejchäfte in das 
entſcheidende Amt des Außenminiſters hinübertrat, war die 
Wendung nach oben eingeleitet, und in den ſechs Jahren ſeiner 
Amtsführung ift die Linie dieſes Aufſtiegs, trotz aller Rück⸗ 
ſchläge und Nöte, nicht unterbrochen worden. Sie iſt auch 
heute noch längſt nicht abgeſchloſſen, aber mit dem Umſchlage, 
der damals einſetzte, iſt der Name Streſemann für immer ver⸗ 
knüpft. Er gehört der deutſchen Geſchichte an. 

Schon der äußere Verlauf feiner politiſchen Laufbahn 
ſteht unter einem ungewöhnlichen Zeichen. Streſemann war 
der dritte unter den Führern ſeiner Partei, als ſolcher reiht 
er ſich den Namen von Rudolf v. Bennigſen und Ernſt Baſſer⸗ 
mann an, aber er war der erſte, der zu verantwortlicher 
Staatsleitung berufen wurde. Er war noch nicht dreißig 
Jahre alt, als er zum erſten Male in den Reichstag eintrat, 
das jüngſte Mitglied des Haufes; bei feinem Zingange hatte 
er das fünfzigſte Jahr, nach dem erſt die meiſten zu einer 
hohen Stellung im Staatsleben aufſteigen, nur um ein ge⸗ 
ringes überſchritten. 

Die Geſchichte der Miniſtertätigkeit Streſemanns 
ſchreiben heißt die deutſche Geſchichte der Jahre 1925 bis 
1929 in ihren entſcheidenden Sujammenhängen ſchreiben. Er 
mußte als Reichskanzler mit dem Entſchluß beginnen, am 
25. September 1925 die Aufgabe des nicht weiter durchzu⸗ 
führenden paſſiven Widerſtandes anzukündigen und trotz des 
ungefühnten franzöſiſchen Rechtsbruches auf den Weg der 
Verhandlungen zurückzulenken. Aber er hatte den pſychologi⸗ 
ſchen Moment erfaßt, in dem dieſes Einlenken, das inner- 
politiſch unvermeidlich geworden war, in der ſich wandelnden 
außenpolitiſchen Atmoſphäre auf jo viel Derftändnis ftieß, 
daß wir die faſt ſchon gelungene franzöſiſche Rheinoffenſive 
zurückſchlagen konnten. So wurde nach der Annahme der 
Sackwerſtändigengutachten die Londoner Konferenz vom 
Auguft 1924 zum Anfang eines Zuſammenwirkens der Völker 
auf der Grundlage der Gleichberechtigung. So unerträglich 
ſchwer auch die Laſten des Dawesplanes waren, jo erkaufte 
das Deutſche Reich damit doch den Weg ins Freie, die Rettung 
des Rheines aus der ſchwerſten Gefahr und die Möglichkeit 
der inneren Konſolidierung. Als im Gktober 1925 in den 
Verträgen von Locarno die Unverletzlichkeit der deutſch⸗fran⸗ 


zöſiſchen und deutſch⸗belgiſchen Grenze feierlich anerkannt 


worden war, durfte Streſemann mit Befriedigung erklären: 
„Locarno iſt das Ende des politiſchen Kampfes um den Rhein. 
Die Weſtgrenze iſt jetzt geſichert.“ Nach einigen Weiterungen 
ſetzte die Räumung der erſten Beſatzungszone ein. Die Kon⸗ 
ſequenz der Locarnoverträge war der Eintritt des Deutſchen 
Reiches in den Völkerbund. Damit war die Weltverfehmung, 
die unſere Gegner in Derfailles über uns verhängt hatten, 
pomel beendet. Strefemann gewann als Dertreter des 

eutſchen Reiches die Möglichkeit, in der Arena von Genf 
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für deutſche Lebensfragen einzutreten und an der Herauffüh⸗ 
rung einer Weltatmoſphäre zu arbeiten, durch die der Geiſt 
des Weltkrieges und der Friedensſchlüſſe langſam, aber un⸗ 
aufhaltjam überwunden wurde. Der letzte Schritt war, die 
proviſoriſche Regelung des Dawesplanes mit ihren allzu hohen 
Laſten durch eine neue endgültige Regelung zu erſetzen und 
damit die völlige Räumung des deutſchen Bodens ſowie die 
wahrhafte Liquidation des Krieges herbeizuführen. Dieſe 
Politik, in der Aufſtellung des Noungplanes eingeleitet, auf 
der Konferenz im Haag zur Annahme der Mächte gebracht, 
erfüllte das letzte Lebensjahr Streſemanns. Ihren Abſchluß 
zu erleben, ſollte ihm nicht vergönnt ſein. 

Man muß die verzweifelte deutſche Lage im Herbſt 1925 
fih vergegenwärtigen, die wilden Hoffnungen unſeres weft- 
lichen Gegners und die mutloſe Reſignation in unſerem 
eigenen Lager, um die ganze Tragweite des Umſchlags bis 
zum heutigen Tage zu erfaſſen, da die Fahnen der Franzoſen 
am Rhein für immer niedergehen und die Stunde der völligen 
Befreiung naherüdt. Wer die Entwicklung dieſer ſechs Jahre 
als ein Ganzes nimmt, trotz aller Enttäuſchungen und Rüd- 
ſchläge im einzelnen, trotz aller Bindungen und Laſten auf 
lange Friſten hinaus, der wird die Konſequenz und Stetigkeit 
des Aufſtiegs nicht leugnen können. Man wird begreifen, 
warum der Leiter dieſer Politik allmählich zur ſtärkſten Figur 
in den Reichskabinetten feit 1925 emporſtieg. Indem Streſe⸗ 
mann den Weckhſel der Kanzlerfchaften und der Kombina- 
tionen überdauerte, erſchien er im Innern und vor allem im 
Auslande als der eigentliche Repräſentant der Reichsregie⸗ 
rung: nach den taſtenden Experimenten und Fehlſchlägen der 
erſten Nachkriegsjahre die Derförperung einer neuen politi- 
ſchen Kontinuität. 

Die Befreiung des Rheins und die Abwehr der ſchwerſten 
Gefahr, die in dieſem Jahrzehnt auf dem Daſein der deurſchen 
Nation gelaſtet hat — das ift das eine. Die Rückführung 
Deutſchlands, des verfehmten und mißhandelten Deutſch⸗ 
lands von Derfailles, in den Kreis gleichberechtigter 
Nationen — das iſt das andere. Beide Inhalte der Politik 
Streſemanns hängen miteinander zuſammen und ſtellen im 
Grunde eine unlösliche Einheit dar. Wer dieſe ſeine politi⸗ 
ſche Leiſtung analyfieren will, denkt zunächſt an die äußeren 
Fähigkeiten, die er für feine Aufgabe mitbrachte: die auf- 
nahmebereite Beweglichkeit, die Wittrung für die Tragkraft 
des Momentes, die ſuggeſtive Kraft einer redneriſchen Be- 
gabung, den Schwung eines gläubigen Optimismus, vor allem 
auch den ſtarken kämpferiſchen Willen, der fih allen jenen an= 
deren Eigenſchaften nur ſelten zugeſellt. Es mußte aber noch 
etwas Höheres und Innerlicheres hinzukommen, um die ge⸗ 
ſamte ſtaatsmänniſche Leiſtung Streſemanns zu ermöglichen. 

Die Leitung der Staatspolitik nach außen, zumal in 
ſchweren Krifen, bedarf einer doppelten Vorausſetzung in der 
Seele des Handelnden. Einer das Ganze tragenden, aber auch 
in allen Einzelheiten ſichtbaren Idee, einer ſich gleichbleibenden 
Subſtanz, aus der alles Handeln im Einzelfalle quillt. Und 
daneben einer mit Beweglichkeit, Nüchternheit und Ausdauer 
durchgeführten Ausnützung jedes Momentes, jeder Kon- 
junktur, ohne daß das Ganze und das Endziel darüber aus 
dem Auge verloren wird. Eine ſolche idealiſtiſch⸗realiſtiſche 
Haltung hat das Handeln Streſemanns ſeit 1925 mit wach⸗ 
ſender Sicherheit beftimmt und den Kampf um den Rhein 
entſchieden. Er ging davon aus, daß bei der machtpolitiſchen 
Umwälzung der Welt jede Möglichkeit eines deutſchen 
Wiederaufbaus an das Einſchlagen neuer Wege gebunden ſei: 
es komme darauf an, „an die Stelle der Gewalt die Einſicht 
in das allgemeine Intereſſe der Nationen an friedlicher Rege⸗ 
lung der Gegenſätze treten zu laffen“. Ein Zurücklenken in 
die alten Wege der politiſch⸗militäriſch⸗wirtſchaftlichen Macht⸗ 
entſcheidung erſchien ihm für uns nicht nur durch unſere 
Machtloſigkeit verſperrt, ſondern bei der engen Verflechtung 
des internationalen Wirtſchaftslebens und der rapiden Ent⸗ 
wicklung der Serſtörungstechnik zum Untergang Europas zu 
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führen: „diefe Ferſtörung mußte vor allem Deutſchlands Ser⸗ 
ſtörung ſein.“ Alſo mußte die deutſche Politik ſich mit den 


Ideen der Gerechtigkeit und der Derjöhnung verbünden und 


auf dieſe Weiſe zunächſt den deutſchen Boden wieder befreien, 
das deutſche Handeln in der Welt wieder auf eigene Füße 
ſtellen und auch die deutſchen Lebensnotwendigkeiten außer⸗ 
halb des Reiches unter ihren Schutz nehmen. Streſemann 
wollte auch den Schutz der deutſchen Minderheiten nicht nur 
als deutſche Sonderforderung behandelt wiſſen, ſondern als 
Stück einer neuen internationalen politiſchen Ethik der 
Staatengeſellſchaft. 5 ; 

Alfo begann die allen geläufige Bismarckſche Denkweiſe 
durch eine neue Ideologie abgelöſt zu werden. So wie Bis- 
marg einſt die Nationalen und Liberalen zu realiſtiſchem 
politiſchen Denken erzogen hatte, ſo begann Streſemann, der 
ſelber aus dieſem bismarckiſch⸗liberalen Lager hervorgegangen 
war und noch im Weltkrieg ihm rückhaltlos angehörte, eine 
neue Umſtellung einzuleiten, die — nicht nur in der Termino⸗ 
logie, ſondern auch in der Geſinnung — in eine idealiſtiſche 
Sphäre zurüdführte und doch nicht weniger von realiſtiſchem 
Sinne getränkt war. Im Grunde aber war es, der ver- 
änderten Welt fich anpaſſend, eine neue Geſtalt der Realpolitif 
Bismarcks, wie ſie der neuen Ebene, auf der wir als Nation 
wieder emporzukommen hatten, angemeſſen war. 

So ſehr Streſemann von der Notwendigkeit neuer 
politiſcher Methoden überzeugt war, ſo war er doch weit ent⸗ 
fernt, fih überſteigerten und doktrinären Illuſionen hinzu- 
geben. Er beſchritt ſeinen Weg, ohne die Vergangenheit und 
ihre hohen erziehlichen Werte preiszugeben. Er war ſich klar, 
daß in dieſer neuen Ara internationaler Methoden nur der⸗ 
jenige ſicher führen würde, der national ganz feſt in ſeinen 
Schuhen ſtand. Wie er es in denkwürdiger Stunde in Genf 
formulierte: „Der wird der Menfchheit am meiſten dienen, 
der, wurzelnd im eigenen Volke, das ihm ſeeliſch und geiſtig 
Gegebene zur höchſten Bedeutung entwickelt und damit, über 
die Grenze des eigenen Volkes binauswachſend, der geſamten 
Menſchheit etwas zu geben vermag.“ Mit Vorliebe vertiefte 
er ſich in die Seiten der deutſchen Befreiung vor hundert 
Jahren, aber er verhehlte ſich nicht, daß ſie nicht einfache 
Rezepte zur erneuten Anwendung darboten, ſondern daß aus 
ihnen der große Zug, die ſeeliſche Kraft, die realiſtiſche An⸗ 
paſſung und die Erhabenheit des Endziels zu entnehmen ſei. 

Auch ſtarke politiſche Perſönlichkeiten ſind gebunden an 
die hiſtoriſche Stunde, die ihnen ſchlägt. Zu der Möglichkeit 
einer großen Leiſtung gehört nicht nur der Menſch mit ſeinen 
Fähigkeiten, ſondern auch eine Weltlage, in der gerade dieſe 
und keine andere Miſchung von Fähigkeiten von der Stunde 
gefordert wird. Streſemanns Entwicklung zeigt nicht etwa 
von früh auf die Klaue des Löwen; es war eher ſeine Eigen⸗ 
art, daß er, immer an fih arbeitend, mit den Dingen und Auf- 
gaben wuchs, über ſich ſelber hinaus. Man wird die Geſamt⸗ 
leiſtung nicht reſtlos ſeiner Perſon zuſchreiben, ſondern auch 


feiner politiſchen Verbündeten in der Reichsregierung, feiner 
vornehmſten Mitarbeiter im Auswärtigen Amte gedenken 
niüſſen. Aber in feiner Hand lag doch die entſcheidende Fügel⸗ 
führung. Er mußte ſeine Politik nicht nur in der eigenen 
Partei zur Anerkennung bringen, gegen mancherlei Bedenken; 
er mußte fie in der Fuſammenarbeit mit den anderen Parteien 
der jeweiligen Koalitionen auf dem zerriſſenen Boden der 
inneren Reichspolitik durchſetzen; er hatte fie immer von 
neuem dem Spiel der Mächte gegenüber unter mannigfachen 
Enttäuſchungen zu vertreten. So nahm er in dieſen Jahren 
die eigentliche Schlüſſelſtellung der deutſchen Außen⸗ und 
Innenpolitik ein. Dieſe Tatſache iſt von dem Auslande wohl 
noch unbedingter anerkannt worden als im Reiche ſelber. 

Es kann nicht geleugnet werden, daß die Dankbarkeit in 
der Politik keinen ſicheren Platz hat. Im Mai 1875 ift 
Adolphe Thiers, der für Frankreich eine in manchem ähnliche, 
aber im ganzen unendlich viel leichtere Aufgabe zu löſen hatte, 
zwei Monate bevor die von ihm abgeſchloſſene Konvention zur 
Räumung des franzöſiſchen Bodens durch die deutſchen 
Truppen ins Leben trat, von dem Parteihaß der Rechten ge- 
ſtürzt worden, gleich als ob man ihm die Ehre des Befreiers 
nicht gönnen wollte. Streſemann hat den 50. Juni 1950, den 
Tag, an dem die erſte große Stufe ſeines Lebenswerkes ſich 
vollenden wird, überhaupt nicht erleben ſollen. Er iſt mitten 
aus den Kämpfen um die Verteidigung dieſer Poſition heraus» 
geriſſen worden, und er mußte ſeit anderthalb Jahren damit 
rechnen, daß er jeden Tag herausgeriſſen werden konnte. Das 
verleiht dem Ausgang ſeines Lebens und ſeiner hiſtoriſchen 
Erſcheinung einen tragiſchen Akzent. Wer auf das beweg⸗ 
liche und optimiſtiſche Grundelement ſeiner Natur und ſeiner 
geiſtigen Haltung blickt, wird nicht behaupten wollen, daß ihm 
die Anlage zu einem heroiſchen Leben in die Wiege gelegt 
worden ſei. Und doch hat das Schickſal dieſen heroiſchen Bug 
ihm nicht verfagt und ihn damit über fich ſelber hinaus» 
gehoben. Seit langem war er ein dem Tode geweihter Mann. 
Don jeder neuen Anftrengung, die er auf ſich nahm, wußten 
die Arzte, daß er ſie teuer würde zu bezahlen haben, und 
mitten in den Kämpfen, die ihn bis in die letzte Stunde ſo 
leidenſchaftlich wie nur je umwogten, mochte er ſich jeden Tag 
fragen, ob er auch nur die nächſte Stufe dieſes Kampfes er⸗ 
leben würde, geſchweige denn jenen Abſchluß, nach dem die 
Seele dieſes deutſchen Patrioten verlangte. So ſteht auch über 
dem politiſchen Handeln dieſes letzten Jahres ein heroiſches 
„in serviendo consumor“, 

Man wird Guſtav Streſemanns noch oft gedenken, vor 
allem aber an jenem Tage, wo der letzte Marſchſchritt fran⸗ 
zöſiſcher Soldaten jenſeits unſerer Grenzen verhallt. Unter 
denen, die dereinſt auf den Ehrentitel eines Befreiers des 
deutſchen Rheines Anſpruch haben, ſteht ſein Name in erſter 
Linie. In der Geſchichte der deutſchen Befreiung als eines 
europäiſchen Ereigniſſes gehört er nicht nur feinem Dater- 
lande, ſondern auch der Welt an. 


Volksbegehren und Voltsentſcheib. 


Don Dr. Kaiſenberg, Miniſterialrat im Keichsminiſterium des Innern. 


Der Weg der Reichsgeſetzgebung, d. h. die Art und Weiſe, 
wie Reichsgeſetze nach der Keichsverfaſſung zuſtande kommen, 
ift recht verſchiedenartig. Der regelmäßige Weg ift der par- 
lamentariſche. Ein Geſetzentwurf wird von der Reichs- 
regierung beim Reichstage eingebracht, wobei ſich die Reihs- 
regierung der Zuſtimmung des Reichsrats, der Vertretung 
der deutſchen Länder bei der Geſetzgebung und der Verwaltung 
des Reichs vergewiſſert. Der Reichstag beſchließt in drei 
Leſungen über den Geſetzentwurf. Die Bejchlüffe des Reichs- 
tags werden dem Keichsrat zur Kenntnis gegeben, der Ein- 
ſpruch erheben kann. Die verfaſſungsmäßig zuſtande gekom⸗ 
menen Geſetze werden ſchließlich vom Reichspräſidenten aus- 
gefertigt und im Keichsgeſetzblatt verkündet. Dieſer regel= 
mäßige Weg kann mannigfache Abweichungen erfahren. 

Außer von der Reichsregierung können Geſetze auch aus 
der Mitte des Reichstags eingebracht werden; ferner kann 


der Reichsrat Geſetzesvorlagen beſchließen, und das Polk 
ſelbſt, nämlich ein beſtimmter Bruchteil der Stimmberech⸗ 
tigten, kann die Einbringung von Geſetzentwürfen verlangen 
(Doltsanregung, Initiative, im deutſchen Reichsverfaſſungs⸗ 
recht „Volksbegehren“ genannt) oder den Antrag 
ſtellen („Antrag auf Volksentſcheid“), daß Ge- 
e chlüſſe des Reichstags zur Volksabſtimmung geſtellt 
werden. : 

Der plebiſzitäre Weg der Geſetzgebung, die un- 
mittelbare Mitwirkung des Volkes am Zuftandefommen von 
Keichsgeſetzen, ſpielt fich alfo nach dem Reichsverfaſſungsrecht 
in den Formen des Volksbegehrens oder des An⸗ 
trags auf Dolksentſcheid und des nachfolgenden 
Volksentſcheids ab. 

Es gibt fünf verſchiedene Fälle des Volksent⸗ 
ſcheids. Der Reichspräſident kann jedes vom 
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Reichstag beſchloſſene Geſetz vor ſeiner Verkündung zum 
Volksentſcheid bringen. Ein ſolcher kann vom Reichspräfi- 
denten ferner angeordnet werden, wenn zwiſchen Reichsrat 
und Reichstag in einer Geſetzesfrage eine Meinungsverſchie⸗ 
denheit unausgetragen geblieben iſt. Auch der Reichsrat 
kann einen Volksentſcheid verlangen, wenn der Reichstag ent- 


gegen den Beſchlüſſen des Reichsrats eine Derfafjungsände- 


rung beſchloſſen hat. Schließlich kann auch das Volk einen 
Volksentſcheid veranlaſſen. Die vom Reichstag beſchloſſenen 
Geſetze müſſen dem Volksentſcheid unterbreitet werden, wenn 
es ein Swanzigſtel aller Stimmberechtigten beantragt — 
Antrag auf Dolksentſcheid . Dorausjegung 
hierfür ift, daß ein Drittel des Reichstags die Ausſetzung der 
Verkündung des Geſetzes beſchloſſen hat, und daß es ſich nicht 
um den Haushaltsplan, um Abgabengeſetze oder Beſoldungs⸗ 
ordnungen handelt. Dies ift der Fall des ſogenannten 
fakultativen Referendums. Die Reichsverfaſſung 
kennt aber ſchließlich auch das obligatoriſche Refe⸗ 
rendum. Das Volk ſelbſt kann nämlich die Einbringung 
eines Geſetzentwurfs verlangen. Dieſes Verlangen wird im 
Volksbegehren geſtellt, indem mindeſtens ein Sehntel 
aller Stimmberechtigten durch Einzeichnung in Unterſchrifts⸗ 
liſten das Verlangen ſtellt, daß der Geſetzentwurf eingebracht 
werde. Wird die erforderliche Zahl von Unterſchriften er- 
reicht, ſo muß der Geſetzentwurf von der Keichsregierung 
beim Reichstag eingebracht werden. Die Reichsregierung hat 
dabei ihre Stellungnahme zu dem Entwurf darzulegen. Wird 
der Geſetzentwurf vom Reichstag angenommen, jo entfällt der 
Volksentſcheid, das Geſetz ift alfo endgültig zuſtande gekommen, 
es ſei denn, daß etwa der Reichspräfident einen Dolksentſcheid 
beantragt oder der Reichsrat einen ſolchen verlangt oder die 
Verkündung des Geſetzes ausgeſetzt wird und im Anſchluß 
daran ein Antrag einer Volksminderheit auf Volksentſcheid 
zuſtande kommt. Wird der begehrte Geſetzentwurf vom 
Reichstag abgelehnt oder abgeändert, fo muß fich ein Volks⸗ 
entſcheid anſchließen, d. h. das Dolf ſelbſt entſcheidet end- 
gültig, ob und in welcher Geſtalt der Entwurf Geſetz werden 
ſoll. Wird der begehrte Geſetzentwurf vom Reichstag ab⸗ 
geändert, ſo wird der Entwurf in der Form des Begehrens 
und in der Form des Keichstagsbeſchluſſes zur Volksabſtim⸗ 
mung geſtellt. 

Die Reichsverfaſſung kennt alfo zwei Arten von Geſetz⸗ 
gebungswegen: den parlamentariſchen durch den Reichstag 
und den plebiſzitären durch den Volksentſcheid. Bei der Re- 
gelung des gegenſeitigen Derhältniffes der beiden Geſetz⸗ 
gebungswege ift maßgebend geweſen, daß in allen Fällen, in 
denen die Keichsverfaſſung den Volksentſcheid zuläßt, dieſer 
immer erſt ſtattfindet, wenn ein Beſchluß des Reichstags über 
die zur Entſcheidung ſtehende Frage vorausgegangen iſt. Der 
Volksentſcheid erſcheint ausnahmslos als eine Kontrolle oder 
als Korrektur von Beſchlüſſen des Reichstags. Daraus ergibt 
ſich, daß die beiden Geſetzgebungswege in ein ihrer Be⸗ 
deutung entſprechendes Verhältnis zueinander gebracht 
werden mußten. Verfaſſungen mit Referendum ſehen meiſt 
vor, daß ein beſtimmter Bruchteil der ſtimmberechtigten Be⸗ 
völkerung an der Abſtimmung teilgenommen haben muß, wenn 
dieſe überhaupt Erfolg haben ſoll. Es will damit verhindert 
werden, daß ein parlamentariſcher Beſchluß ſchon durch einen 
kleinen Bruchteil des Volkes umgeſtoßen wird. Gegen ſolche 
Jufallsergebniſſe beim Volksentſcheid mußten Kautelen ge- 
ſchaffen werden. Wie für das gültige Zuſtandekommen von 
Beſchlüſſen des Reichstags feine Beſchlußfähigkeit Doraus- 
ſetzung ift, jo kommen auch beim Volksentſcheid gültige 
Dolksbeſchlüſſe nur zuſtande, wenn ein beſtimmter 
Bruchteil des Volkes an der Abſtimmung teilgenommen hat. 
Ein Beſchluß des Reichstags kann im Volksentſcheid nur dann 
außer Kraft geſetzt werden, wenn ſich die Mehrheit der 
Stimmberechtigten an der Abſtimmung beteiligt (Art. 25 
Reichsverfaſſung). Dieſes Zahlenverhältnis von 50 v. B. 
entſpricht der Beſchlußfähigkeitsziffer des Reichstags. Nach 
der Geſchäftsordnung des Reichstags iſt der Reichstag be⸗ 
ſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder an⸗ 
weſend ift. Ein Dolksentſcheid, durch den entgegen einem 
Reichstagsbeſchluſſe entſchieden werden ſoll, kann alſo wirk⸗ 
fam nur zuſtande kommen, wenn die Fahl der gültig Abſtim⸗ 
menden um mindeſtens eine Stimme größer iſt als die Hälfte 
der Geſamtheit der Stimmberechtigten. Hierin liegt die be⸗ 
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fondere Schwierigkeit, die der Anwendung der Volksgeſetz⸗ 
gebung entgegenſteht. Denn die Gegner eines zum Dolfs- 
entſcheid geſtellten Geſetzentwurfes brauchen, wenn der Volks- 
entſcheid nicht von ganz umfaſſenden Organiſationen ge⸗ 
tragen wird, gar nicht zur Stimmurne zu gehen. Sie können 
mit der Parole „Stimmenthaltung“ einen Dolksentſcheid weit 
wirkſamer bekämpfen als durch Abgabe einer Nein⸗Stimme. 

Seit Beſtehen der Reichsverfaſſung ſind 
bisher ſechs Fälle eines DPolksgeſetzgebungs⸗ 
verfahrens vorgekommen, von denen keiner zu einem 
praktiſchen Enderfolg geführt hat. In allen Fällen hat es fih 
um Volksbegehren gehandelt, alfo um den Fall, daß ein Geſetz⸗ 
entwurf von einem Sehntel des ſtimmberechtigten Dolfs be⸗ 
antragt wurde oder beantragt werden ſollte. 

Auf Antrag des Reichsbundes für Siedlung und Pach⸗ 
tung wurde 1922 ein Volksbegehren zugunſten eines Geſetz⸗ 
entwurfs zur Ergänzung des Reichsſiedlungsgeſetzes zu⸗ 
gelaſſen. Dieſes Volksbegehren ift nach der Zulaſſung von 
ſeinen Antragſtellern ſelbſt nicht weiter verfolgt worden. Ein 
ſpäterer Antrag des gleichen Reichsbundes mußte als un⸗ 
zuläſſig zurückgewieſen werden, da der ihm zugrunde gelegte 
Geſetzentwurf ſich als Abgabengeſetz erwies. Nach Art. 75 
Abſ. 4 der Reichsverfaſſung kann über Abgabengeſetze nur der 
Reichspräſident einen Dolksentſcheid veranlaſſen. Damit ift 
auch ein Volksbegehren über ein Abgabengeſetz ausgeſchloſſen. 

Im Jahre 1926 haben. die Sozialdemokratiſche Partei 
und die Kommuniſtiſche Partei ein Volksbegehren zugunſten 
eines Geſetzes über die Enteignung der Fürſten⸗ 
vermögen beantragt. Dieſes Volksbegehren wurde vom 
4. bis 17. März 1926 mit Erfolg durchgeführt. Der Geſetz⸗ 
entwurf wurde indeſſen vom Reichstage abgelehnt und mußte 
daher am 20. Juni 1926 zum Dolksentſcheid geſtellt werden. 
Don 59 257 729 Stimmberechtigten wurden 15 040 895 gültige 
und 558995 ungültige Stimmen abgegeben. Don den gül- 
tigen Stimmen lauteten 14 455 181 auf Ja, 585 714 auf Nein. 
Die Mehrheit der Stimmberechtigten berechnete ſich auf 
19 893 507. Die zur Umſtoßung des Reichstagsbeſchluſſes 
auf Ablehnung des Geſetzentwurfs erforderliche Beteiligungs⸗ 
ziffer (Art. 75 Reichsverfaſſung) wurde alſo nicht erreicht. 

Ein im April 1926 vom Sparerbund eingereichter 
Antrag auf ein Volksbegehren für ein Geſetz über die Ab⸗ 
löſung öffentlicher Anleigen und die Umwertung von Bypo⸗ 
theken wurde abgewieſen, da der Geſetzentwurf als Geſetz 


über den Haushaltsplan nach Art. 75 Abſ. 4 der Reichsver- ' 


faffung anzufehen war. Dem gleichen Schickſal verfiel 1927 
ein Antrag der Reichsarbeitsgemeinſchaft der 
Aufwertungsgeſchädigten, die ein Volksbegehren 
für einen Geſetzentwurf zur Wiederherſtellung des Dolfs- 
vermögens verlangt hatte, da der Geſetzentwurf ſich als Ab⸗ 
gabengeſetz darſtellte. 

Dom 3. bis 16. Oktober 1928 fand das von der Kommu- 
niſtiſchen Partei betriebene Volksbegehren „Panzer- 
kreuzer verbot“ ſtatt. Das Zehntel der Stimmberech⸗ 
tigten wurde bei weitem nicht erreicht. Eingetragen haben 
fih nur 1 216 968 Stimmberechtigte oder 2,94 v. H. 

Der „Reichsausſchuß für das Deutſche 
Volksbegehren“, in dem die Deutſchnationale Dolfs- 
partei, die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, der 
Stahlhelm und andere in OGppoſtition zur Reichsregierung 
ſtehende Gruppen ſich wereinigt haben, hat nunmehr den An⸗ 
trag geſtellt, unter dem Kennwort „Freiheitsgeſetz“ ein 
Volksbegehren für den Entwurf eines „Geſetzes gegen 
die Verſklavung des Deutſchen Volkes“ zuzu- 
laffen. Dem Antrage wurde vom Reichsminiſter des Innern 
ſtattgegeben und die Eintragungsfriſt auf die Seit vom 16. bis 
29. Oktober 1929 feſtgeſetzt. Feichnet fich innerhalb dieſer Friſt 
ein Zehntel der Stimmberechtigten in die bei den Gemeinde- 
behörden aufliegenden Eintragungsliſten ein, ſo iſt das Be⸗ 
gehren zuſtande gekommen. Die Reichsregierung hat dann un⸗ 
verzüglich den Geſetzentwurf beim Reichstag einzubringen. 
Als Sahl der ſämtlichen Stimmberechtigten iſt die bei der 
letzten Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 ermittelte Sahl 
41 278 897 maßgebend. Zum Suſtandekommen des Begehrens 
müſſen ſich alſo wenigſtens 4 127 890 Stimmberechtigte ein⸗ 
tragen. 

Der Reichsausſchuß hat ferner eine Erklärung erlaſſen, 
wonach die ihm angeſchloſſenen Parteien im Reichstag bei der 


Der Heimatdienft 


ae En NEN ET EEE ET ENTE BESTREITEN ERFURT ETOT DET a EEE ARTEN 


Beratung der für die Sanktion der Haager Vereinbarungen 
notwendigen Geſetze die Ausſetzung ihrer Verkündung be⸗ 
antragen werden. Dieſe Aktion foll, wie in der Erklärung 
feſtgeſtellt wird, neben dem Volksbegehren einhergehen. 
Nach Artikel 72 der Reichswerfaffung ift die Verkündung 
eines Reichsgeſetzes um zwei Monate auszuſetzen, wenn 
es ein drittel des Reichstags verlangt. „Ein Drittel 
des Reichstags“ bedeutet ein Drittel“ der geſetzlichen 
Mitgliederzahl des Reichstags, nicht etwa ein drittel der 
Anweſenden. Der Reichstag zählt 491 Mitglieder, es müſſen 
alſo 164 Abgeordnete für die Ausſetzung ſtimmen. Es kann 
damit gerechnet werden, daß für den Ausſetzungsantrag 
ſtimmen werden die Deutſchnationale Volkspartei mit 78, die 
Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei mit 12 und die 
Chriſtlich⸗Nationale Bauern- und Landvolkpartei mit 9 Stim- 
men, zuſammen alſo 99 Stimmen. Würden ſämtliche kommu⸗ 
niſtiſchen Abgeordneten ſich anſchließen, ſo würden immer 
noch 11 Stimmen an dem verfaſſungsmäßigen Drittel fehlen. 


Würde der Ausſetzungsantrag das erforderliche Drittel 
erreichen, ſo könnten Reichstag und Reichsrat die Voung⸗ 
geſetze für dringlich erklären, und der Keichspräſident könnte 
ungeachtet des Ausſetzungsverlangens die Vounggeſetze ver- 
künden. Entſchließt fich der Reichspräfident zur Verkündung, 
fo entfällt die Möglichkeit, die Geſetze noch zum Volksentſcheid 
zu bringen. Werden dagegen die Geſetze nicht für dringlich 
erklärt, jo muß der Reichspräfident einem Ausſetzungsbeſchluß 
Rechnung tragen und die Verkündung der Geſetze auf zwei 
Monate ausſetzen. Innerhalb dieſer Friſt iſt dann Gelegen⸗ 
heit gegeben, in einem beſonderen Eintragungsverfahren die 
Anträge auf Volksentſcheid zu betreiben. Während für das 
Suſtandekommen eines Volksbegehrens ein Zehntel der 
Stimmberechtigten erforderlich ift, genügt für das Zuftande- 
kommen eines Antrages auf Dolksentſcheid, alfo eines An⸗ 
trages, daß ein vom Reichstag beſchloſſenes Geſetz zum Dolfs- 
entſcheid geſtellt werden foll, nur ein Swanzigſtel der Stimm- 
berechtigten. 


Das Eyſtem der kommunalen Selbſtverwaltung. 


Ein Aberblick zu den bevorſtehenden Kommunalwahlen in Preußen. 
Von Leo E. Dillinger. 


Der Reichstag und die Landtage der Länder ſind die 
repräſentativen Vertreter des durch die politiſchen Wahlen zum 
Ausdruck kommenden Willens des deutſchen Volkes. Sie be⸗ 
ſtimmen nach dem parlamentariſchen Syſtem die Fuſammen⸗ 
ſetzung der Regierungen des Reiches und der Länder. Gier- 
durch wie durch ihre geſetzgeberiſche Tätigkeit bilden ſie das 
Fundament der Staatsordnung und der Staatsverwaltung. 
Die von den Organen des Reiches und der Länder ausgeübte 
Verwaltungstätigkeit umfaßt jedoch, ſoweit fie auch geht, 
nicht alle Aufgaben des öffentlichen Lebens. Neben Reihs- 
und Staatsverwaltung ſteht ergänzend die kommunale Selbſt⸗ 
verwaltung. Im alten Obrigkeitsſtaat beſtand ein fundamen⸗ 
taler Gegenſatz zwiſchen Staatsverwaltung und Selbſtver⸗ 
waltung. Im neuen demokratiſchen Staat, in dem die Staats⸗ 
gewalt nicht mehr von einem Monarchen, ſondern vom Volke 
ausgeht, in dem alſo die Souveränität in die „Selbſtver⸗ 
waltung“ des Volkes übergegangen iſt, findet ſich dieſer be⸗ 
griffliche Gegenſatz nicht mehr. Der Gegenſatz zwiſchen 
Staatsverwaltung und Selbſtverwaltung beſteht aber praktiſch 
fort. Der Staat und die Staatsverwaltung müſſen für ſich die 
Löſung aller gemeinſamen, das Staatsganze berührenden Auf⸗ 
gaben in Anſpruch nehmen, die Selbſtverwaltung dagegen geht 
aus von den beſonderen Aufgaben, die jede kleinſte Der- 
waltungsgemeinſchaft, die Gemeinde, zu löſen hat. Das 
Prinzip der Staatsverwaltung iſt die Sentraliſation, das 
Prinzip der Selbſtverwaltung die Dezentraliſation. Die Selbſt⸗ 
verwaltung ift in dem ihr gegebenen Rahmen ſelbſtändig, aber 
fie unterfteht der Staatsaufſicht. Ihre Aufgaben find umfang⸗ 
reich und mannigfaltig. Es gehören dazu polizeiliche, ſozial⸗ 
politiſche (Krankenpflege, Armenfürſorge, Wolmungsweſen), 
kulturpolitiſche (Schul⸗, Kunſt⸗ und Bildungsweſen), ver⸗ 
kehrspolitiſche (Verkehrsmittel und Straßenbau), verſorgungs⸗ 
wirtſchaftliche (Waffer, Gas-, Elektrizitätsverſorgung, 
Kanalifation) und die damit verbundenen finanzwirtſchaft⸗ 
lichen Aufgaben. : 

Die Organe der Stadtgemeinde find Stadtvorſtand 
(Magiftrat) und Stadtvertretung (Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung); die Organe der Landgemeinde find Gemeindevorſtand 
und Gemeindevertretung. Auf der Gemeinde als kleinſter 
Selbſtverwaltungseinheit bauen ſich die übergeordneten Ein- 
heiten, die Selbſtverwaltung der Kreife, Kommunalverbände 
und Provinzen (in Preußen) mit ihren Derwaltungen und 
Mörperſchaften (Kreistage, Kommunallandtage, Provinzial⸗ 
landtage) auf. 

Während Staat und Staatsverwaltung, zentraliſtiſch be⸗ 
ſtimmt, einen klaren organiſchen Aufbau zeigen, ift das Syſtem 
der kommunalen Selbſtverwaltung bis heute ſehr uneinheitlich, 
kompliziert und undurchſichtig geblieben, wenn auch unter der 
Herrſchaft der republikaniſchen Staatsform in allen Ländern 


Fortſchritte zur Dereinheitlichung der kommunalen Selbſtver⸗ 
waltung erzielt wurden. 

Die wichtigſte Vorausſetzung für diefe Vereinheitlichung 
gab die Reichsverfaſſung von Weimar. Sie beſtimmt im 
Artikel 17, daß, ebenſo wie die Volksvertretungen (Landtage) 
der Länder, auch die Gemeindevertretungen aus allgemeiner, 
gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grund- 
ſätzen der Verhältniswahl hervorzugehen haben, doch darf für 
die kommunalen Wahlen durch Landesgeſetz die Wahlberechti⸗ 
gung von der Dauer des Aufenthaltes bis zu einem Jahr ab⸗ 
hängig gemacht werden. Dieſe Beſtimmungen der Reichsver⸗ 
faſſung ſind in die Länderverfaſſungen übernommen worden. Sie 
bedeuten die Übertragung der Grundſätze der Reichstagswahl 
auf die Wahlen zu den Selbſtverwaltungskörpern und bedingen 
damit deren Demokratiſterung. Dadurch iſt ein ungeheurer 
Fortſchritt gegen den früheren Suſtand erreicht, denn im 
kaiſerlichen Deutſchland war gerade das Wahlrecht der Ge- 
meinden, Städte und Selbſtverwaltungskörperſchaften vielfach 
eine Muſterkarte des Wahlunrechts durch Mehrklaffenwahl, 
Senſus (aus Steuerleiſtung oder Grundbeſitz abgeleitetes 
Mehrſtimmenrecht), Bürgerprivilegien und ſtändiſche Sonder⸗ 
rechte. Auch ſchaffen die Beſtimmungen des Artikels 17 RD. 
wenigſtens eine einheitliche Grundlage für das Syſtem der 
kommunalen Selbſtverwaltung, wenn auch im übrigen unter 
dem Einfluß der früheren geſetzlichen Regelung und der hiſto⸗ 
riſchen Entwicklung der Selbſtverwaltung organiſatoriſch noch 
die größten Verſchiedenheiten beſtehen. 

Beſonders ſchwierig lagen die Dinge in Preußen, wo fih 
bis 1918 die kommunale Selbſtverwaltung nach acht ver⸗ 
ſchiedenen Städteordnungen und ſechs Landgemeindeordnungen 
regelte. Die langjährigen Bemühungen der preußiſchen Re⸗ 
gierung, durch ein im Entwurf ſchon 1922 fertiggeſtelltes „Ge⸗ 
meindeverfaſſungsgeſetz“ eine organiſche Dereinheitlichung und 
Vereinfachung des Syſtems der kommunalen Selbſtverwaltung 
herbeizuführen, hatten bisher keinen Erfolg, da der Entwurf 
im Landtag nicht zur Annahme gelangte. Indeſſen iſt es in 
Preußen gelungen, durch mehrere Geſetze, insbeſondere durch 
das Gemeindewahlgeſetz vom 12. Februar 1924, und durch 
die Geſetze über die Feſtſetzung der Gemeindewahlen vom 
18. April 1928 und vom 29. Oktober 1928 wichtige Teil» 
reformen durchzuführen. Unter der Wirkung dieſer Geſetze 
werden fich die auf den 17. November feſtgeſetzten Kommunal» 
wahlen in Preußen unter neuen Bedingungen vollziehen, die 
auf die Zuſammenſetzung der Selbitvern altungskörperſchaften 
und die Wirkſamkeit der Selbſtverwaltu ig von größtem Ein- 
fluß fein werden. Im nachſtehenden ſeien die wichtigſten 
Momente der Neuordnung zuſammengefaßt. 

Sum erſten Male erfolgen nach Beſtimmung durch das 
Geſetz vom 29. Oktober 1928 alle Kommunalwahlen in 
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Preußen (mit Ausnahme von Helgoland und wenigen anderen 
Sonderfällen) an einem Tage. Der 17. November iſt alſo 
Wahltag für alle Gemeindevertretungen der Städte und Land. 
gemeinden, der Amtsvertretungen in der Rheinprovinz und 
Weſtfalen, der Kreistage, der Provinziallandtage, der beiden 
Kommunallandtage von Beſſen⸗Naſſau und des Landeskommu⸗ 
nalverbandes Hohenzollern. Die Wahlen zu den kommunalen 
Körperfchaften verſchiedener Ordnung werden miteinander 
verbunden, finden alſo im ſelben Wahlgang ſtatt. 

Durch Beſtimmung des Geſetzes vom 1. Dezember 1928 
5 für Preußen die Lebensdauer ſämtlicher Vertretungen der 

emeinden, Ämter und Landgemeinden auf vier Jahre feft- 
geſetzt. Die Beſtimmung des Tages der Neuwahlen erfolgt 
durch das Staatsminiſterium. 

Nach dem preußiſchen Gemeindewahlgeſetz vom 
12. Februar 1924 find für die Kommunalwahlen wahlberechtigt 
alle über 20 Jahre alten reichsdeutſchen Männer und Frauen, 
die ſeit 6 Monaten ununterbrochen ihren Wohnſitz im Ge⸗ 
meindegebiet haben. Angehörige der Wehrmacht können nicht 
wählen; ihr Wahlrecht ruht. Wählbar ſind diejenigen Wahl⸗ 
berechtigten, die das 25. Lebensjahr vollendet haben. Doraus- 
ſetzung für die Wahlberechtigung iſt die Eintragung in die 
Wahlliſte (Bürgerliſte) oder der Beſitz eines Wahlſcheins. In 
die Bürgerliſten, die fünf Wochen vor der Wahl zwei Wochen 
lang öffentlich ausgelegt werden müſſen, find alle Wahl- 
berechtigten einzutragen. Die Wahl iſt unmittelbar und geheim 
und erfolgt nach den Grundſätzen des Derhältniswahlrechts. 
Jeder Wähler hat eine Stimme. Nach der Wahlordnung muß 
jeder Wahlvorſchlag bis zum 17. Tage vor der Wahl dem 
Dorfitenden des Wahlausſchuſſes eingereicht werden und die 
Unterſchriften von 10 Wahlberechtigten tragen. 

Wählbar zu unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedern (Bei⸗ 
geordneten), unbeſoldeten Gemeindevorſtehern und Schöffen 
ſind alle zur Gemeindevertretung wählbaren Perſonen. Durch 
das Geſetz vom 18. April 1928 wird beſtimmt, daß nach jeder 
Neuwahl der Gemeindevertretungen und Amtsvertretungen 
(in Rheinland und Weſtfalen) die bisherigen unbeſoldeten Ma- 
giſtratsmitglieder, Beigeordneten, Gemeindevorſteher und Mit- 
glieder von Deputationen und Kommiſſionen neu zu wählen 
find, und zwar auch dann, wenn fie urſprünglich auf Lebens⸗ 
zeit gewählt waren. Bezüglich der beſoldeten Bürgermeiſter, 
Magiſtratsmitglieder, Beigeordneten, Gemeindevorſteger und 
Schöffen, die bisher auf Lebenszeit gewählt werden konnten, 
wird die Amtszeit einheitlich auf 12 Jahre feſtgeſetzt. An der 
Amtszeit der bereits auf Lebenszeit gewählten ernannten 
Bürgermeiſter wird jedoch nichts geändert. In Zukunft darf 
jedoch keine Wahl mehr auf Lebenszeit ſtattfinden. Das früher 
manchenorts übliche Repräſentationsrecht des Magiſtrats für 
die neuzuwählenden Magiſtratsmitglieder wurde ſchon durch 
das Geſetz über Gemeindeverfaſſungsrecht vom 18. Juli 1919 
abgeſchafft bzw. der Stadtverordnetenverſammlung übertragen. 
In dieſem Geſetz wird weiter beſtimmt, daß überall, wo mehr 
als zwei unbeſoldete Gemeindebeamten zu wählen ſind, dieſe 
Wahl in der Gemeindevertretung durch Derhältniswahl zu er⸗ 
folgen hat. 

Die Fahl der zu wählenden Gemeindevertreter und Stadt⸗ 
verordneten regelt ſich nach der Bevölkerungszahl der Ge⸗ 
meinde. Die Mindeſtzahl beträgt in Landgemeinden 6, in 


Städten 11, die Höchſtzahl von 100 Stadtverordneten wird bei 
einer Einwohnerzahl von 765 001 erreicht. Für Berlin iſt die 
Sahl der Stadtverordneten auf 225 feſtgeſetzt durch das Geſetz 
vom 27. April 1920, das auch im übrigen die Sonderbeſtim⸗ 
mungen für die Stadtgemeinde Berlin enthält. 

Auch die Sahl der Abgeordneten der Kreistage richtet 
fidh nach der Einwohnerzahl des Kreiſes; beträgt diefe 30 000 
oder weniger, jo werden 20 Abgeordnete gewählt. Die Zahl 
erhöht ſich bei einer Einwohnerzahl bis 50 000 um einen Ab⸗ 
geordneten für jedes begonnene 5000, bei über 50000 um 
einen Abgeordneten für jedes angefangene 10 000. 


In die Provinziallandtage werden bis 2 Millionen Ein- 
wohnerzahl der Provinz auf 25 000, bis 3 Millionen auf 
55 000, bis 4 Millionen auf 50 000, bis 5 Millionen auf 
25 000, bis 6 Millionen auf 100 000 je ein Abgeordneter ge- 
wählt, mindeſtens aber 50. Wahlrecht und Wählbarkeit ent⸗ 
ſprechen den Bedingungen des Gemeindewahlrechts. 

Die Wichtigkeit der Kommunalwahlen für das geſamte 
öffentliche Leben der Gemeinden, Kreife und Provinzen bedarf 
keiner Erklärung. Aber auch für die Staats. und für die 
Reichspolitik find die preußiſchen Kommunalwahlen von 
großer Bedeutung. Nach der Preußiſchen Verfaſſung (Artikel 
51 bis 45) iſt den Provinzen zur Mitwirkung bei Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung des Staates ein Organ, der Staats- 
rat, gegeben. Die 15 Provinzen und die Stadt Berlin ſowie 
Hohenzollern find im Staatsrat nach Maßgabe ihrer Ein⸗ 
wohnerzahl (auf 500 000 Einwohner ein Vertreter, mindeftens 
drei; Hohenzollern einer) vertreten. Der Staatsrat ift von der 
Staatsregierung zu Geſetzentwürfen gutachtlich zu hören. Er 
kann gegen ein vom Landtag beſchloſſenes Geſetz Einſpruch er⸗ 
heben, über den dieſer nur durch nochmalige Beſchlußfaſſung 
mit Sweidrittelmehrheit hinweggehen kann. Beſchließt der 
Landtag Ausgaben über den Dorjchlag der Staatsregierung 
hinaus, ſo muß der Staatsrat zuſtimmen. 


Sehr viel wichtiger als die Rolle des Preuß iſchen Staats- 
rats iſt die Vertretung der Provinzen im Reichsrat. Nach 
Artikel 65 der RD. wird die Hälfte der preußiſchen Stimmen 
im Reichsrat von den preußiſchen Provinzialverwaltungen be⸗ 
ſtellt. Bei den weitgehenden Befugniſſen die die Reichsver- 
faſſung dem Reichsrat einräumt, ift dieſes Vertretungsrecht 
der preußiſchen Provinzen für die Reichspolitik und die 
Rechsgeſetzgebung von höchſter Bedeutung. da nach der 
Reichsverfaffung kein Land im Reichsrat mehr als zwei 
Fünftel der Stimmen führen darf, ift Preußen an und für fih 
im Verhältnis zu ſeiner Bevölkerungszahl ſchwach vertreten. 
Die Teilung der preußiſchen Reichsratsſtimmen in Regie- 
rungsſtimmen und Provinzialftimmen bringt eine weitere 
Schwächung der Stellung der preußiſchen Regierung mit fidh. 
Iſt es doch in den vergangenen Jahren wiederholt vor⸗ 
gekommen, daß im Reichsrat in wichtigen Fragen die preußi⸗ 
ſchen Stimmen gegeneinander abgegeben wurden, wodurch 
praktiſch der wichtige Einfluß Preußens im Reichsrat über⸗ 
haupt ausgeſchaltet war. Es ſollte deshalb bei den kommenden 
Gemeindewahlen überall, neben den begreiflicherweiſe im 
Vordergrund ftehenden gemeindepolitiſchen Fragen, die all⸗ 
gemeine und ſtaatspolitiſche Bedeutung dieſer Wahlen nir⸗ 
gends vergeſſen werden. 


Die deuiſche Landwirtfchaft im amerikaniſchen Arteil. 


Don Diplomlandwirt Dr. H. Neumann, Berlin-⸗Sehlendorf. 


Alle Berufsgruppen und Stände, alle Parteien und Regie- 
rungen in Deutſchland erkennen die ſchwere Notlage unſerer heimi⸗ 
ſchen Landwirtſchaft rüdhaltlos an. Alle find 55 darüber einig, 
daß zum Wohle des Volksganzen etwas geſchehen muß, um die 
mühevolle Arbeit unſerer Bauern wieder rentabel zu machen. Nicht 
nur Landwirte, ſondern die große Maffe der Konſumenten ſowie 
Induſtrie und Handel haben an den Maßnahmen, die zur Wieder- 
geſundung unſerer Landwirtſchaft getroffen werden müſſen, ein 
perſönliches Intereſſe. Sue Landwirtſchaft ift nun einmal die 
Grundlage unferer Volkswirtſchaft und Dolkskraft ſchlechthin, das 
beißt, die große unverfiegbare Quelle, aus der unſere Großſtädte 
geſpeiſt werden. Angeſichts der Forderungen der ſogenannten 
Grünen Front oder Reichsbauernfront, aljo der Arbeitsgemein- 
ſchaft zwiſchen dem Reichs⸗Landbund, der Vereinigung der Deut- 
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ſchen Bauernvereine, der Deutſchen Bauernſchaft und dem Deut- 
ſchen Landwirtſchaftsrat, die unſere Parlamente im Herbſt erneut 
beſchäftigen werden, erſcheint es zweckmäßig, die Stellungnahme 
einer unparteiiſchen Unterſuchungskommiſſion kennenzulernen. 
Jenſeits von aller Politik haben im vergangenen Jahre im 
Anſchluß an den Kölner Bankiertag und auf Beranlaſſung des 
weitblickenden Führers der Disconto-Geſellſchaft, des Dr. Solmffen, 
Kreiſe der Bankwelt, der Induſtrie und der Landwirtſchaft be⸗ 
ſchloſſen, die Maßnahmen zu prüfen und zu erwägen, die zum 
Wohle des Dolfsganzen und zur, Wiedergeſundung unſerer Land- 
wirtſchaft notwendig erſcheinen. Auf Anregung des Herrn 
Dr. Solmſſen wurde zur Hebung des Abſaßes landwirt- 
ſchaftlicher Erzeugniſſe eine Kommiſſion gebildet, der u. a. neben 
Herrn Dr. Solmſſen folgende Herren angehören: Jacob Gold- 
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midt, Geſchäfts führer der Darmftädter und Nationalbank, Oscar 
3 Pakt der Deutſchen Bank, Geheimrat Friſch, 
Direktor der Dresdner Bank, Geheimrat Kaftl vom Reichsverband 
der Deutfchen Induſtrie, Geheimrat v. Borſig, die Präſidenten 
Dr. Brandes und Kutjcher, Gkonomierat Keifer und Dr. Schindler 
vom Deutſchen Landwirtſchaftsrat und Graf Kaldreuth und Frhr. 
von Wilmowſky vom Reichs-Landbund. 
unäch ſt wurde beſchloſſen, die Beſſerung der Ab 
ſatzverhältniſſe für deutſches Dieh und Fleiſch 
zu ſtudieren und zu dieſem Swecke die Erfahrungen eines auf 
dieſem Gebiete beſonders weit vorge- 
ſchrittenen Landes für uns nutzbar zu 
machen. Eine Kommiffion hervorragender 
amerikaniſcher Sachverſtändiger wurde mit 
der Ausarbeitung eines Gutachtens beauf- 
tragt. Die mit den Keiſen und Arbeiten 
der Kommiffion verbundenen Koſten wur⸗ 
den von den drei genannten Berufsſtänden 
gemeinſam übernommen. Die Bildung 
dieſer Kommiſſion erfolgte durch Dermitt- 
lung des Dizepräfidenten Burgeß der 
Federal⸗Reſerve-⸗Zank, New Vork, und 
zwar ferner durch Prof. Warren, Mitglied 
des beratenden Ausſchuſſes des Zenjus- 
büros der Vereinigten Staaten. Dieſer 
Kommiſſion gehörten ferner an: Miſter 
Gray, Präſident der Milchprodukten-Ge⸗ 
ſellſchaft in St. Franzisko, früher Leiter 
des Forſchungsweſens der Milchwirt⸗ 
ſchaftlichen Abteilung des Landwirt- 
ſchaftsminiſteriums der U. S A., ferner 
Prof. Hepburn, ebenfalls Milchſpezialiſt, Prof. Marquis vom 
Landwirtſchaftsminiſterium der U. S. A., Prof. Pearſon, Sta- 
tiſtiker, Direktor Prof. Morriſon, Leiter der Landwirtſchaftlichen 
Verſuchsſtation des Staates New Vork, Prof. Mumford, Expert 
für Viehzucht, Prof. für Marktweſen Roß, Präſident der 
Handelskammer Waſhington Weld und ſchließlich Prof. Rahn, 
Milchbakteriologe. 

Die Kommiſſion bewältigte ihre außerordentliche Aufgabe in 
knapp zwei Monaten und legte ihre Ergebniſſe in einem Gutachten 
nieder. In dieſem Gutachten wird gezeigt, in welcher Weiſe die 
theoretiſch und praktiſch gleichmäßig ausgezeichnet durchgebildeten 
Sachverſtändigen die zur Seit in Deutſchland vorliegenden Der- 

hältniſſe meiſtern würden. Die Sachverſtändigen verfaßten eine 
150 Druckſeiten ſtarke Denkſchrift, die nunmehr in der bekannten 
und für landwirtſchaftliche Literatur bedeutſamen Verlagsbuch⸗ 
handlung von Paul Parey, Berlin Sw. 11, Hedemannftr, 28, er- 
ſchienen ift. Ihr Preis beträgt 2,20 M. 

Für den ſtädtiſchen Leſer, der oft allzu leicht geneigt iſt, un⸗ 
fere Landwirtſchaft der Rückſtändigkeit zu 
zeihen, dürfte immerhin die Feſtſtellung 
von Intereſſe ſein, daß die amerikaniſchen 
Sachverſtändigen ach 7 ser ; 
dort wo es angebracht iſt, nicht zurück⸗ 
halten. So fagen fie z. B. in ihrem Bes ir 18827 

leitbrief, mit dem fie die Denkſchrift an 

Dean Dr. Solmſſen überreichten: „Es 259,364 
würde eine reizvolle Aufgabe fein, $ 

in einem Bericht die vielen von uns . 
feſtgeſtellten intereſſanten 
Beiſpiele der in deutſchland 
erzielten durchſchlagenden Er- 
folge aufzuzählen. . . Wir ba 
ben einen ſtarken Eindruck er ⸗ 
halten von den vielen im 
Gange befindlichen Maßnah⸗ 
men zwecks Wiederherſtellung 
erlittener Schäden und von dem weit und 
breit in Erſcheinung tretenden Streben, 
alles nur irgend Erforderliche zu tun, um 
die durch den Krieg verlorenen Jahre 
wieder einzuholen und die deutſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Produktions- und Abſatz⸗ 
methoden auf gleiche Höhe mit den beſten 
Einrichtungen zu bringen, die in dieſer 
Binficht irgendwo ſonſt gefunden werden 
können ... . Wir ſelbſt haben hierbei vieles ges 
lernt, was uns in den Vereinigten Staaten von 
Nutzen fein wird.. . Diele Jahre hindurch hat die in 
Deutſchland geleiſtete wiſſenſchaftliche Arbeit 
ihr Teil zu den von amerikaniſchen Landwirten 
erzielten Erfolgen beigetragen. Wenn nunmehr der 
Binweis auf die in den Vereinigten Staaten in der Abſatzregelung 
und in anderer Richtung erzielten Fortſchritte für Deutſchland 
von Nutzen ſein ſollte, ſo würde ein ſolches Ergebnis unſerer 
Arbeit nur die freudige Gegengabe unſerer Kennt 
niſſe darſtellen.“ 
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ahl der Betriebe, 
die landwirtschaftliche Maschinen verwenden: 
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u. Sämaschine: 


Das Gutachten wirkt infofern ſympathiſch, weil feine 
Derfaffer aus eigenem Antrieb ausſprechen, daß fie nicht etwa die 
einſeitig Gebenden find, Um fo freimütiger klingt ihre Aner⸗ 
kennung, wenn fie 3. B. die Qualität des deutſchen Viehs rühmen, 
die Schweine als vorzüglich und die Pferde auf der 
Höhe ftehend bezeichnen oder an anderer Stelle die ziemlich 
hochſtehende Oualität des deutſchen Käfes hervor« 
heben. Dann heißt es wieder: „Diele Jahre hindurch haben 
amerikaniſche Kaufleute, Landwirte und Univerſitäten ihre 

deen aus Deutſchland gezogen. Der normale Ge⸗ 
dankenaustauſch zwiſchen beiden Ländern 
wurde durch den Weltkrieg unterbrochen 
und iſt noch nicht völlig wieder her⸗ 
geſtellt. Es iſt für beide Nationen 
wünſchenswert, daß ein Austauſch 
auf allen Wiſſensgebieten wieder ſtatt⸗ 
findet.“ 

Es war nur natürlich, daß die Sach⸗ 
verſtändigen im erſten Teil des Gut- 
achtens einen Vergleich der Lage 
und der Bedingungen der Sand⸗ 
wirtſchaft in den Vereinigten 
Staaten und in Deutſchland an=- 
ſtellten. In den 14 Jahren, in denen die 
Beziehungen zwiſchen Deutſchland und den 
Vereinigten Staaten gehemmt waren, 
haben ſich in Amerika, beſonders in der 
landwirtſchaftlichen Wiſſenſchaft, im 
Genoſſenſchaftsweſen und im 
Ab ſatz von landwirtſchaftlichen Erzeug- 
niſſen rajh vorwärtsſchreitende Umwälzun⸗ 
gen vollzogen. Der vorliegende Bericht ſchlägt auf dieſen Gebieten 
für Deutſchland ziemlich erhebliche 1 und 
durchgreifende Reorganiſationen vor. da ift es 
nun beachtenswert feſtzuſtellen, daß deutſche Gelehrte wie Brind- 
mann und Römer als Ergebniſſe ihrer Amerikareiſen zu den 
gleichen Vorſchlägen gelangen, und daß auch andere Gelehrte, 
wie Prof. Beckmann Bonn, ferner Prof. Ritter und 
Dr. Schindler die gleiche Auffaſſung vertreten. Einige der 
Dorſchläge beruhen alfo auf wiſſenſchaftlich 
endgültig feſtgelegten Grundſätzen, deren Geltung 
von Landesgrenzen völlig unabhängig find. Hierher gehören z. B. 
die Verfahren zur Herftellung von Butter, die feft- 
ſtellung und Kontrolle des Bakteriengehaltes 
der Milch und ähnliches mehr. Andere Vorſchläge be⸗ 
ruhen auf erprobten Grundſätzen volkswirtſchaftlicher und kauf⸗ 
männiſcher Natur. Die praktiſche erwerbsmäßige Wirtſchafts⸗ 
führung ſtellt letzten Endes immer ein Kompromiß dar zwiſchen 
dem, was privatwirtſchaftlich erſtrebenswert, und dem, was volks- 
wirtſchaftlich richtig iſt. Da zwar nicht 
die Geſetze der Volkswirtſchaft, wohl aber 
Sielſtreben und Einſtellung des einzelnen 
wandlungsfähig ſind, ſo paſſen ſich letztere 
in der Kegel allmählich dem an, was volks⸗ 
wirtſchaftlich das beſte iſt. Es iſt ſehr viel 
leichter, feſtzuſtellen, was wirtſchaftlich er⸗ 
ſtrebenswert wäre, als zu fagen, was hier ⸗ 
von zu einer gegebenen Seit erreichbar iſt. 
E Wie ſchnell einige der von den Sacıver- 
ftändigen angeregten Anderungen durch⸗ 
geführt werden können, läßt ſich nicht 
vorausfehen, Die Amerikaner ſtellen feſt, 
daß auf einigen Gebieten, wie dem der 
Trinkmilchverſorgung, die in 
verſchiedenen Städten bereits geleiſtete 
Arbeit und die bereits im Gange befind- 
lichen Beſtrebungen einen deutlichen Be⸗ 
weis dafür liefern, daß die Zeit 
für eine Reorganifation der 
Trinkmilchverſorgung in Deutſch⸗ 
land gekommen iſt. Ferner liegen 
genügend Anzeichen vor, die deutlich er⸗ 
kennen laſſen, daß die Nachfrage nach 
hochwertiger Qualitätsware 
zunimmt, und daß weitgehende Bedarfs- 
veränderungen hinſichtlich der Art der ver⸗ 
langten Erzeugniſſe eingetreten find. Die zunehmende Wir- 
digung des Wertes von Molkereiprodukten, 
Eiern, Obſt und friſchem Gemüſe trete in Deutſchland 
genau ſo deutlich zutage wie in den U. S. A. 

Bei Behandlung der landwirtſchaftlichen Lage 
Deutſchlands wird der Einfluß der Deflation auf das Der- 
hältnis zwiſchen Produzentenpreis und Kleinhandelspreis hervor- 
gehoben. Steuerbelaftung und Derfhuldung, 
Frachten, landwirtſchaftliche Erzeugerpreiſe 
und landwirtſchaftliche Löhne ſowie die Abtren⸗ 
nung des deutſchen Landwirtes vom Markte ſeiner 
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Erzeugniſſe, wie in Oſtpreußen, Oberſchleſien, durch das Der- 
failler Diktat werden einer rüdhaltlofen Kritik unterzogen. — 

Was empfehlen die Amerikaner nun zur An⸗ 
paſſung der deutſchen Landwirtſchaft an die 
gegenwärtige Lage d Sie unterſtreichen zunächſt in dieſem 
Sufammenhang als günſtige Faktoren die Tatſache, daß 
allenthalben in Deutſchland das Beſtreben erkennbar fei, durch Un- 
ſtellung und Annahme neuer Methoden zu einer Verbeſſerung der 
Lage zu gelangen. Während zehn Jahre hindurch das Haupt- 
problem Deutſchlands darin beſtand, genügende Nahrungs- 
mittelmengen zu ſchaffen ohne Rüdfiht auf ihre Quali ⸗ 
tät, hätten fih die Derhältnifje fo weit entwickelt, 


litäten. Ein großer Teil der ſchwerſten Arbeit werde jetzt durch 
Maſchinen verrichtet. Auch dieſer Umſtand beeinfluſſe die Nach⸗ 
frage nach den genannten Erzeugniſſen. 

Alle von den Amerikanern geſammelten Zahlen zeigen, daß 
in Deutſchland die Preiſe für beſſere Nahrungsmittel verhältnis- 
mäßig mehr geſtiegen ſind als die für mindere Qualitäten. Dieſe 
Erſcheinung entſpricht dem Wechſel der Verhältniſſe, der fih in der 
ganzen Welt vollzogen hat. In den Vereinigten Staaten 
fei dieſer Wechſel nach und nach eingetreten. In Deutſch⸗ 
land ſehe ſich der in plötzlich dem Wechſel vom 
Nahrungsmangel zu einem Überangebot der Weltproduktion bei 

ſtarker Nachfrage nach Qualität gegenüber. Er 
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Gebieten der Landwirtſchaft finden ſich in Deutſch⸗ kali- -e rung der Erzeugniſſe jei eine Aufgabe, die von 
land die gleichen Derjchiebungen wie in anderen en dem einzelnen Landwirt allein nicht gelöſt werden 
Ländern. Auf anderen Gebieten konnten entſpre⸗ Dautschlands Verbrauch könne. Gewiß müſſe der einzelne Landwirt eine 
chende Umſtellungen in Deutſchland erft in Angriff im Vergleich zu anderen Ländern gute Ware erzeugen, aber wenn die Ware den Der- 
genommen werden, nachdem die Währung wieder nen Ds 1 braucher in guter Qualität erreichen ſolle, müßten 


ſtabiliſiert war. Infolgedeſſen ſind noch große F 
Umſtellungen durchzuführen. Die Sachverſtändigen U | 
weiſen auf die außerordentlihen fort- 4 AN a 
ſchritte der landwirtſchaftlichen Wiſſen⸗ 

ai 


ſchaft in den U. S. A. und auf die Anwen- 
dung dieſer Wiſſenſchaft in der prak⸗ 
tiſchen Landwirtſchaft hin. Das gleiche gelte mit 
Bezug auf die Steigerung der Arbeits- 
leiſtung des einzelnen Arbeiters in der 
Landwirtſchaft. Dieſes Ergebnis fei teils 
der Anwendung der motoriſchen 
Kraft und neuen Maſchinen zu 
danken, ſei aber zum größten Teil durch auf 
wiſſenſchaftlichem Gebiete erreichte 
Fortſchritte und durch die praktiſche Anwendung plan- 
mäßiger Betriebsführung erzielt worden. der Ein- 
druck der Sachverſtändigen für Deutjchland geht dahin, daß 
die Fahl junger Leute, die für den praktiſchen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen landwirtſchaftlichen Beruf ausreichend geſchult ſind, 
ſowie auch die Möglichkeiten zur Erwerbung ſolcher Schu- 
lung nicht den beſtehenden Bedürfniſſen genügen. 
wird der Mangel an genügend ausge ⸗ 
Ein umfaſſendes Pro- 
demnach 
und Entdeckungen 
ſofort in 


ab gefaßt fein. 

Erhebliche Anderungen feien in der Tierernäh- 
rung einzuführen, beſonders beim Füttern 
des Geflügels und auf Grund der Erkennt- 
nis des Wertes der Leguminoſen, 
bei der Fütterung von Milchkühen. In 
den milchwirtſchaftlichen Gegenden der U. S. A. 
werde zum Anbau von Leguminoſen Kalt 
in großen Mengen verwendet, und zwar ge⸗ 


|Kastoffelernte- 
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wöhnlich in der Form von gemahlenem Kalk⸗ e U8 


ſtein. Eine erhebliche Verbeſſerung auf Grund 
einer Auswahl des nen und der 
Leiſtung müſſe die ualität der Milchkühe 


In der deutschen Landwirtschaft 
en in Gebrauch im Jahre1907 E beds 
nen: :- 


viele Landwirte große Mengen dieſes 
Produktes erzeugen. Es müſſe geſammelt, ſortiert 
und dem Verbraucher in gutem Zuftand zugeführt 
werden. Die Mualitätsgrade feien geſetzlich zu 
ſchützen. Der Umſtand, daß Mualitätserzeugung 
gemeinſame Arbeit verlange, ſei vielleicht der 
Grund dafür, daß die Produktion ſo ſtark gegen⸗ 
über der Nachfrage für beſſere Qualität im Hinter- 
treffen geblieben ſei. 

Die Sachverſtändigen faſſen daher in folgenden 
Punkten die wichtigſten Probleme der 
deutſchen Landwirtſchaft zuſammen: 

1. Derbefjerung der Qualität der 
Trinkmilchverſorgung und Steigerung 

des Milchkonſums und der Milcherzeugung. 
2. Beſſere Kontrolle der Tierkrankheiten. 


5. Perbeſſerung der Qualitäten von Obſt und 
friſchem Gemüſe; Standardiſierung und 
Derbefjerung der Verfahren zum Sortieren, Verpacken und 
Verkaufen, Steigerung des Konſums und der Erzeugung 
dieſer Produkte. 


4. Derbefferung in der Reinlichkeit und der Quali- 
tät der Eier, Standardiſierung und verbeſſerte Methoden 
zum Sortieren und Verkauf, Steigerung des Konſums und 
der Erzeugung von Eiern. 


5. Eine allgemeine Bewegung zur Standardifie- 
rung und Normierung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe ver- 
bunden mit der Bezahlung des Landwirtes entſprechend der 
Qualität ſeiner Erzeugniſſe. 

6. Beſſere Ausnutzung der Ar ⸗ 
beit in den landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieben. 

7. Größere Möglichkeiten für 
landwirtſchaftliche Forſchung, für 

tooo ſchnelle und weiteſte Der- 
breitung der Forſchungsergebniſſe 
und für Unterricht in Spezialfächern. 

Die Löſung dieſer Probleme würde viele 


und des Geflügels erfahren. 

Der genoſſenſchaftliche Sin ⸗ 
und Verkauf müſſe bedeutend zunehmen. 
Auf dieſem Wege ſichere ſich der Landwirt zu 
einem gewiſſen Teile die Vorteile 
der Maſſener zeugung nach dem 
Vorbild induftrieller Organiſationen. 


In der Standardiſierung von landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſen follen durch Schaffung von Qualitätsgraden 
und Geſetzen, zu deren Schutz Fortſchritte erzielt werden. Es 
feien ferner Vorkehrungen zu treffen, um Standarderzeug ⸗ 
niſſe auf Grund von Lagerſcheinen von öffentlich an⸗ 
erkannten Lagerhäuſern zu beleihen. 


Auf dem Gebiete der menſchlichen Ernährung habe 
man neue Entdeckungen bezüglich des Nährwertes gemacht, die 
die Nachfrage nach Nahrungsmitteln auf eine grundſätzliche neue 
Baſis ſtellen. Es handele fih wiederum um milch, Eier, 
Früchte und Gemüſe. Die Nachfrage nach dieſen Produkten 
jet auf die zunehmende Verbreitung der Kenntnis ihrer Nährwerte 
und die zunehmende Kaufkraft der Arbeiterſchaft zurückzuführen. 
Dieſe zeige fih auch in der Bevorzugung beſſerer Qua- 
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andere günſtige Folgen nach fich ziehen. Die 
zunehmende Bevölkerung würde 
beſſer und ſparſamer ernährt 


werden, die Gewinne der Landwirt ⸗ 
ſchaft würden zunehmen und die 
Einfuhr würde abnehmen. — 

Die Sachverſtändigen bringen in ihrem 
Bericht ſehr weitgehende kleine Einzelheiten, 
die für den einzelnen Landwirt von größtem Wert ſind, deren 
Erläuterung aber hier zu weit gehen würde. Es kann 
daher jedem, der fih für diefe Fragen intereſſiert oder inter- 
eſſieren ſollte, das Studium der bei Parey erſchienenen Dent- 
bany empfohlen werden. Die Ausführungen über die 

ilchwirtſchaft (enthaltend u. a.: Milchkuh, Molkerei» 
induſtrie, ſtädtiſche Milh- und Sahneverſorgung, Organiſation der 
Molkereien, Milchpropaganda, Preispolitik, Qualitätsprämien, ge ; 
ſetzliche Kontrolle, Butter, Käſe, Eiscreme, Magermilch, Neben- 
produkte und Reichsmilchgeſetz nebſt zahlreichen Untergruppen) um- 
faſſen allein 50 Druckſeiten. Der zweite Hauptabſchnitt Vieh- 
und Fleiſcher zeugung, der ſich u. a. mit der Stellung der 
Viehzucht in der deutſchen Landwirtſchaft, der Rindviehhaltung und 
ihrer Hebung, der Milchleiſtungsfütterung bei Kühen, den Weiden- 
und Grünfutterpflanzen, der Fütterung der Kälber, Schweine, 
Schafe, der Geflügelzucht, Kontrolle der Tierkrankheiten, Ställe und 
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8. Mai 1919. 


Reichspräsident und Reichsregierung 
wenden sich mit folgendem Aufruf an das deuische Volk: 
„Der ehrliche Friedenswille unseres schwer duldenden 
Volkes fand die erste Antwort in ungemein harten Waffen- 
stillstandsbedingungen. Das deutsche Volk hat die Waffen 
niedergelegt und alle Verpflichtungen des Waffenstillstandes, 
so schwer sie waren, ehrlich gehalten. Trokdem sekten 
unsere Gegner sechs Monate lang den Krieg durch Aufrecht- 
erhaltung der Hungerblockade fort. Das deutsche Volk trug 
alle Lasten im Vertrauen auf die durch die Note vom 
5. November von den Alliierten gegebene Zusage, daß der 
Friede ein Friede des Rechts auf der Grundlage der 
14 Punkte Wilsons sein würde. Was uns statt dessen jet 
in den Friedensbedingungen geboten wird, widerspricht der 
gegebenen Zusage, ist für das deutsche Volk unerträglich 
und auch bei Aufbiefung aller Kräfte unerfüllbar. — Gewalt 
ohne Maß und Grenzen soll dem deutschen Volke angetan 
werden. Aus solchem aufgezwungenen Frieden müßte neuer 
Haß zwischen den Völkern und im Laufe der Geschichte 
neues Morden erwachsen. Die Welt müßte jede Hoffnung 
auf einen die Völker befreienden und heilenden, den 
Frieden sichernden Völkerbund begraben. Zerstückelung 
und Zerreißung des deutschen Volkes, Auslieferung der 
deutschen Arbeiterschaft an den fremden Kapitalismus zu 
menschenunwürdiger Lohnsklaverei, dauernde Fesselung der 
jungen deutschen Republik durch den Imperialismus der 
Entente ist das Ziel dieses Gewalffriedens. Die deutsche 
Volksregierung wird den Friedensvorschlag der Vergewalti- 
gung mit dem Vorschlag des Friedens des Rechts auf der 
Grundlage eines dauernden Völkerfriedens beantworten .... 
Die deutsche Regierung wird alle Kräfte anspannen, um für 
das deutsche Volk dieselbe nationale Einheit und Un- 
abhängigkeit und dieselbe Freiheit der Arbeit in Wirtschaft 
und Kultur zu erringen, welche die Alliierten allen Völkern 
Europas geben wollen — nur unserem Volke nicht. Unser 
Volk muß sich durch eigenes Handeln reiten. Angesichts 
dieser Gefahr der Vernichtung müssen das deutsche Volk 
und seine von ihm selbst gewählte Regierung zusammen- 
stehen. Ohne Unterschied der Partei möge Deutschland 
sich zusammenschließen in dem einmütigen Willen, das 
deutsche Volkstum und die gewonnene Freiheit zu bewahren. 
Jeder Gedanke, der ganze Wille der Nation gehören jekt 
der Arbeit für die Erhaltung und Wiederaufrichtung des 
Vaterlandes 

8. Mai 1919. 


Reichsministerpräsident Scheidemann 
vergleicht im Friedensausschuß der Nationalversammlung „die 
Grundlagen, auf denen wir den Waffenstillstand abge- 
schlossen haben, .. und die hauptsächlichsten Bedingungen, 
wie sie jest vorliegen...“ Präsident Wilson sagt in Punkt 4: 
„Austausch ausreichender Garantien dafür, daß die naſio- 
nalen Rüstungen auf das niedrigste mit der inneren Sicher- 
heit vereinbare Maß herabgesekt werden.“ Wie sieht der 
Austausch heute aus? Der 5. Abschnitt . . . beschränkt 
den Umfang der deutschen Armee und Flotte und schafft 
die allgemeine Dienstpfliht in Deutschland ab, als 
erster Schritt zur allgemeinen Abrüstung. Punkt 5 von 
Wilson: „Eine freie, weitherzige und unbedingt unparteiische 
Schlichtung aller kolonialen Ansprüche ..“ Und die Ver- 
wirklichung dieses Prinzips? Durch den 4. Abschnitt liefert 
Deutschland seine Kolonien und seine .. . in Afrika er- 
worbenen Rechte an die Alliierten aus. Punkt 7 von Wilson: 
„Belgien muß... geräumt und wiederhergestellt werden ...“ 
Gewig, zu dieser Grundforderung hat sich Deutschland immer 
wieder erklärt. Aber heißt es Wiederhersfellung, wenn 
Belgien neben Moresnet zwei deutsche Kreise, Eupen und 
Malmedy, zugesprochen werden, und ist es nicht eine Ver- 
zerrung des Selbsibestimmungsrechtes, wenn die Bevölke- 
rung dort innerhalb 6 Monaten dagegen protestieren darf, 
daß aber der Völkerbund. .. dann endgültig entscheidet? 
Punkt 13 von Wilson: „Es sollte ein unabhängiger polnischer 
Staat errichtet werden, der die von unbestritien polnischen 
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Bevölkerungen bewohnten Gebiete einschließen sollie, dem 
ein freier und sicherer Zugang zum Meere zugesichert 
werden sollte. ..“ Und heut? Deutschland soll an Polen 
den größeren Teil von Oberschlesien, Posen und die Provinz 
Westpreußen auf dem linken Weichselufer abireten, Ost- 
preußen soll durch einen Korridor vom Reiche abgetrennt 
und Danzig eine „freie Stadt“ werden, also aus dem Reichs- 
verband ausscheiden.. Zwei große Prinzipien beherrschen 
den Wilsonschen Gedankengang: Nationale Selbst- 
bestimmung und Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken, 
also nationale und wirtschaftliche Unabhängigkeit. Und was 
fordern heute die Alliierten und Assoziierten? Besekung 
der Rheinlande . .. auf längstens 15 Jahre, 15jährige franzö- 
sische Verwaltung des Saarbeckens ... dann Zurückkauf der 
Kohlenlager gegen Geld und Volksabstimmung, für welche 
nationale Zukunft sich dies rein deutsche Land . . . ent- 
schließen wolle. Besonders bezeichnend . .. ist die ge- 
forderte Abtretung der Nordostecke von Ostpreußen ... . 
So sieht unser nationales Selbstbestim- 
mungsrechi aus! Und unsere wirtschaftliche Unab- 
hängigkeit? Das Dokument von Versailles wimmelt von 
Durchbrechungen dieses .. Prinzips... Aber ich will nur 
die eine, die ungeheuerlichste Bedingung anführen: Inner- 
halb der nächsten zwei Jahre soll Deufschsland 20 Milliarden 
Mark in Gold, in Waren, Schiffen usw. bezahlen, und zwar 
auf Grund einer uns zu präsentierenden Schadenersak- 
zahlung, die im Jahre 1921 festzustellen sein würde. Zwei 
Jahre soll unser Wirtschaftsleben .., unter dem Damokles- 
schwert einer unbekannten Forderung stehen, das jede Vor- 
aussicht und jede Berechnung in Stücke hauen kann. Das 
soll unsere wirtschaftliche Unabhängigkeit sein! jedes 
weitere Wort würde die Unmöglichkeit und Unbarmherzig- 
keit dieser Bedingungen abschwächen, die nichts anderes 
sind als ein befristetes Todesurteil.“ 


9. Mai 1919, 

Nach der ersten Durchsicht der Friedensbedingungen 
schreibt Graf Brockdorff an Clemenceau: „Die 
deuische Friedensdelegation hał... . er- 
kennen müssen, daß in entscheidenden Punkten die 
vereinbarte Basis des Rechisfriedens verlassen ist; sie 
war nicht darauf vorbereitet, daß die aus- 
drücklich gegebene Zusicherung auf diese 
Weise illusorisch gemacht wird. Der Ver- 
tragsentwurf enthält Forderungen, die für 
kein Volk erträglich sind. Vieles ist außerdem 


nach Ansicht unserer Sachverständigen unerfüllbar.“ Der 
Nachweis werde im einzelnen erbracht werden. 
9. Mai 1919, 
Graf Brockdorff übersendet Clemenceau die 


deutschen Vorschläge für die Errichtung eines Völkerbundes 
auf demokratischer Basis: 


10. Mai 1919. 

Clemenceau antwortet auf die deutsche Note vom 
9.: Die alliierten und assoziierten Mächte hätten sich bei der 
Fesisekung der Vertragsbesiimmungen ständig von den ver- 
einbarten Grundsätzen leiten lassen. „Die Vertreter 
der alliierten und assoziierten Mächte 
können keinerlei Erörterung ihres Rechtes 
zulassen, die grundsätzlichen Bedingungen 
des Friedens, so wie sie sie fesigesetzt 
haben, aufrechtzuerhalten. Sie können nur An- 
regungen praktischer Art in Erwägung ziehen . .“ 


12, Mai 1919. $ 

Ministerpräsident Scheidemann spricht in 
der Nationalversammlung über die Friedensbedingungen: 
„Was unseren Beratungen zugrunde liegt, ist dies dicke 
Buch, in dem 100 Absätze beginnen: Deutschland verzichtet, 
verzichtet, verzichteil Dieser schauerliche und mörderische 
Hexenhammer .... darf nicht zum Gesekbuch der Zukunft 
werden. Seit ich die Forderungen in ihrer Gesamtheit 
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kenne, käme es mir wie Lästerung vor, das Wilson- 
programm.. .. mit ihnen auch nur vergleichen zu wollen 
überall in Berlin hängt das Plakat, das für unsere Brüder 
in der Gefangenschaft werktätige Hilfe wachrufen will. 
Traurige, hoffnungslose Gesichter hinter Gefängnisgitiern! 
Das ist das richtige Titelbild für diesen sogenannten 
Friedensvertrag... .. Deuischland wird, wenn diese Bedin- 
gungen angenommen würden, nichts mehr sein eigen nennen, 


was außerhalb . . . seiner Grenzen liegt... . Deutschland 
hat im Ausland aufgehört zu existieren! . . .. Das ist das 
Kerkerbild nach der einen Seite. Dem Auslande zu ohne 


Schiffe . . . „ ohne Kabel, ohne Kolonien, ohne Auslands- 
niederlassungen, ohne Rechtsschuk, ja selbst ohne das 
Recht, mitzuwirken bei der Fesisekung der Preise für die 
von uns als Tribut zu liefernden Waren... .. Welche Hand 
müßte nicht verdorren, die sich und uns in solche Fesseln 
legte? Und dabei sollen wir die Hände regen, sollen 
arbeiten, die Sklavenschichten für das internationale Kapital 
schieben, Frondiensſe für die ganze Welt leisten! .... Und 
im Inland? Die lothringischen Erze, die oberschlesische 
Kohle, das elsässische Kali, die Saargruben, die billigen 
Nahrungsmittel Posens und Wesipreußens, alles soll außer- 
halb unserer Grenzen liegen... Im Innern .. .. alles ein 
Frondienst, für dessen Produkte die Preise vom Abnehmer 
fesigesekt werden; wie, das hat Frankreich Ihnen gezeigt, 
das uns die im Saarbecken geförderte Kohle mit 40 Mark 
pro Tonne bezahlte und sie im eigenen Land und nach der 
Schweiz für 100 Frank verkauft hat. 
die großen und kleinen Schlingen nachweisen, in deren 
Gesamtheit sich ein großes Volk zu Tode versitricken soll, 
getreu dem Worte des Feindes: ‚Wenn Deutschland in den 
nächsten 50 Jahren wieder Handel zu ireiben beginnt, ist 
dieser Krieg umsonst geführt worden.. . . . Was soll ein 
Volk machen, das bei Festsekung seiner Verpflichtungen 
nicht mitreden darf, sondern dem man „billig Gelegenheit 
gibt, sich zu äußern, ohne daß es an den Entscheidungen 
beteiligt würde“, auf dessen eigene Bedürfnisse kein Mensch 
Rücksicht nimmt und dessen Ansprüche man mit einer Hand- 
bewegung wegstreicht ..... . Und weil vielleicht all dieses 
Maß von Fesselung und Demütigung und von Ausraubung 
noch nicht ausreicht, um jede günstige Vernichtungsmöglich- 
keit auszunüken, '. . . . offen für erbärmliche Versklavung 
für Kinder und Kindeskinder: ‚Deutschland verpflichtet sich, 
alle Akte der Gesekgebung, alle Bestimmungen und Ver- 
ordnungen einzuführen, in Kraft zu seken und zu veröffent- 
lichen, die nötig sein könnten, um die vollständige Aus- 
führung der oben erwähnten Festsesungen zuzusagen.“ 
„Genug! Übergenug! . . .. Dieser Vertrag ist nach Auf- 
fassung der Reichsregierung unannehmbar ....“ 


12. Mai 1919. 


Baron Sonnino (Italien) führt im Viererrat zur Verteidi- 
gung der italienischen Landforderungen aus, „daß, um der 
Tschechoslowakei einige 60 Kilometer Eisenbahn zu geben, 
ungefähr 60000 Magyaren der tschechoslowakischen 
Souveränität unterstellt werden müßten. Dies sei geschehen, 
um eine durchgehende Bahnverbindung zwischen Tschecho- 
slowakei und Rumänien zu gewährleisten. In ähnlicher Weise 


seien nicht weniger als 280000 Magyaren Rumänien über- 


antwortet worden, und in Polen seien zusammen 
mit 100 Kilometern Schienenstrang einige 
hunderitausend Deuische zu polnischen 
Untertanen gemachi worden“ 


13. Mai 1919, 

Graf Brockdorff-Rantzau 
menceau drei Noten. 

Die erste Note untersucht die Wirkung des 
Friedensvertrages auf die wirtschaftliche 
Lage Deutschlands und zieht den Schluß: „Werden 
die Friedensbedingungen durchgeführt, so bedeutet das ein- 
fach, daß viele Millionen Menschen in Deutschland zu- 
grunde gehen müssen.“ 

Die zweite Note behandelt die Kriegsschuld- 
frage: Der den Reparationsiteil des Vertrages ein- 
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übersendet Cle- 


Ich will Ihnen nicht alle 


leitende Artikel 231 fordere von Deutschland, daß es an- 
erkenne, mit seinen Verbündeten „als Urheber für 
alle Verluste und alle Schäden verant- 
wortlich“ zu sein, „welche die alliierten und 
assoziierien Regierungen und ihre Staats- 
angehörigen infolge des ihnen durch den An- 


griff Deutschlands und seiner Verbün- 
deten aufgezwungenen Krieges erlitten 
haben“. Deutschland habe sich, so führt die Note hierzu 


aus, auf Grund der Note des Staatssekretärs Lansing vom 
5. November 1918 zur Wiedergutmachung verpflichtet, un- 
abhängig von der Frage der Schuld am Kriege. Aus einer 
Schuld der früheren deutschen Regierung an der Ent- 
stehung des Weltkrieges könne kein Recht auf Entschädi- 
gung abgeleitet werden. Die Vertreter der feind- 
lichen Regierungen hätten zudem wieder- 
holterklärt, daß das deuische Volk nicht für 
die Fehler seiner Regierung verantwortlich 
gemacht werden solle. „Das deutsche Volk hat den 
Krieg nicht gewollt und würde einen Angriffskrieg niemals 
unternommen haben.“ In seinem Bewußtsein sei der Krieg 
steis ein Verteidigungskrieg gewesen. Auch könne der 
früheren deutschen Regierung nicht die 
alleinige oder die hauptsächliche Schuld am Kriege 
zugesprochen werden. Der Vertragsentwurf ent- 
halte hierfür keinerlei Beweise. Die deutschen Delegierten 
bitten daher um Mitteilung des Berichts der von den alli- 
ierten und assoziierten Regierungen eingesekten Kom- 
mission zur Prüfung der Schuld am Kriege. 


Die dritte Note wendet sich gegen die im Vertrags- 
entwurf vorgesehenen, der vereinbarten Friedensgrundlage 
widersprechenden Annexionen von Gebieten des 
Reiches, „die nicht unzweifelhaft von einer Bevölkerung 
fremden Stammes bewohnt sind“, 


Vor allem bezeichnet sie es als unzulässig, daß — wie 
im Falle des Saargebietes — deutsche Bevölkerungen 
verschachert werden, um finanzielle oder wirtschaftliche 
Forderungen der Gegner Deutschlands zu sichern, „Es 
dürfte in der Geschichte der neueren Zeit 
kein Beispiel dafür geben, daß eine zivili- 
sierte Macht die andere veranlaßt hat, ihre 
Angehörigen als Gegenwert für eine Summe 
Goldes unter fremde Herrschaft zu bringen.“ 
Wenn die Abtretung des Saargebietes eine Entschädigung 
für die Zerstörung nordfranzösischer Bergwerke darstellen 
solle, so könne und müsse „die Naturalentschädigung auf 
einem anderen Wege gesucht werden als dem einer Fremd- 
herrschaft, die auch bei den menschlichsten Absichten der 
Regierungen immer gehässig bleibt“, Die deutsche Dele- 
gation sei daher bereit, den Ausfall in der Kohlenförderung 
der zerstörten französischen Gruben durch Lieferung deut- 
scher Kohlen zu erseken. Für die Abtretung von Preu- 
Bisch-Moresnel und der Kreise Eupen und 
Malmedy an Belgien sei kein Grund zu erkennen, „Es 
ist keinerlei Beweis dafür zu erbringen, daß diese Kreise 
von einer unzweifelhaft nichtdeutschen Bevölkerung be- 
wohnt werden.“ Die Volksabstimmung habe hier nach den 
vereinbarten Friedensgrundsäßken keine innere Berechti- 
gung, gebe auch der Bevölkerung nur scheinbar eine Mit- 
bestimmung an ihrem künftigen Schicksal und solle nach dem 
Friedensentwurf nicht einmal ausschlaggebend sein, „viel- 
mehr würde eine Instanz (der Völkerbund), an der Deutsch- 
land in keiner Weise beteiligt. ist, auch dann nach freiem 
Ermessen über die Zukunft: des Gebietes bestimmen, wenn 
die Bevölkerung ihren Willen kundgetan hätte, bei Deutsch- 
land zu verbleiben“. 


16. Mai 1919. > 


Clemenceau übersendei der deuischen Delegation 
einige Berichtigungen zum Vertragsentwurf. 
Darnach erhält u. a. der Abschnitt über Österreich 
nunmehr folgende schärfere Fassung: „Deutschland wird 
die Unabhängigkeit Österreichs in den Grenzen, welche im 
Vertrage zwischen diesem Staate und den hauptsächlichen 
alliierien und assoziierten Mächten festgelegt werden, 
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strikte anerkennen. Deutschland erkennt an, daß diese 
Unabhängigkeit unabänderlich ist, ausgenommen mit Zu- 
siimmung des Völkerbundsrates.“ 

Im 14. Teil (Bürgschaften für die Durchführung) halte 
Art. 430 bisher gelautet: „Stellt die Reparations- 
kommission während der Besekung (der Rheinlande! 
oder nach Ablauf der oben (für die Besekung) vorgesehenen 
15 Jahre fesi, daß Deutschland die ihm nach dem gegen- 
wärtigen Vertrag obliegenden Verpflichtungen (also nicht 
bloß die Reparationsverpflichtungen) oder einen Teil der- 
selben nicht erfüllt hat, so werden die im Artikel 429 
genannien (Besekungs-) Zonen sofort wieder durch die 
alliierten und assoziierten Streitkräfte ganz oder teilweise 
besetzt.“ Die neue Fassung beschränkt die Feststellung 
der Reparationskommission auf die Reparationsverpflich- 
tungen und läßt die Wiederbesekung der geräumien Zonen 
nur zu, wenn Deutschland sich weigert, seine Re- 
paralionsverpflichtungen ganz oder teilweise zu erfüllen. 


17. Mai 1919, 


Der ehemalige Generalstaatsanwalt Bullitt erklärt 
seinen Austritt aus der amerikanischen Friedensdelegation 
und schreibt gleichzeitig an Wilson: „. .. Ich habe zu den 
Millionen Menschen gehört, die unbedingtes Vertrauen zu 
Ihren Führereigenschaften hatten und die glaubten, daß Sie 
nur einen Dauerfrieden, der auf selbsfloser und un- 
parteiischer Gerechtigkeit aufgebaut wäre, annehmen 
würden. Nun hat aber unsere Regierung eingewilligt, die 
leidenden Völker neuen Unterdrückungen, neuer Freiheits- 
beraubung und neuen Zerstücklungen auszuliefern 
Rußland. .. ist nicht einmal gehört worden. Die ungerechien 
Beschlüsse der Konferenz über Schantung, Tirol, 
Thrazien, Ungarn und Ostpreußen, über Danzig, 
das Saarbecken und über die Preisgabe des 
Grundsatzes der Freiheit der Meere werden 
zweifellos neue internationale Konflikte hervorrufen 
Wir wissen alle, daß Sie persönlich ein Gegner dieser 
ungerechten Beschlüsse sind, und daß Sie sie nur unter 
einem starken Druck angenommen haben. Nichtsdesio- 
weniger bin ich überzeugt, daß, wenn Sie einen offenen 
Kampf geführt hätten, statt nur insgeheim zu arbeiten, Sie 
die öffentliche Meinung der ganzen Welt auf Ihrer Seite 
gehabt hätten, daß Sie mit ihr zusammen dem auf Sie aus- 
geübten Druck hätten Widerstand leisten und die neue 
internationale Ordnung auf den breiten und allgemeinen 
Grundsätzen des Rechts und der Gerechtigkeit hätten auf- 
bauen können, von denen Sie bis dahin immer zu sprechen 
liebten. Ich bedaure es, daß Sie nicht bis zum Ende für 
unsere gerechte Sache gekämpft und daß Sie so wenig 
Vertrauen zu den Millionen von Menschen gehabt haben, 
die in allen Völkern Ihnen ebenso vertraut haben wie ich 
selbst.“ 

18. Mai 1919, 

Graf Brockdorff-Rantzau bezeichnet in einer 
Note an Clemenceau den durch Art. 438 des Vertrags- 
entwurfs beabsichtigten Ausschluß der deutschen Mission 
als eine Maßregel von „besonders gehässigem Charakter“ 
und erklärt, daß der Ari. 438 zu denjenigen Bedingungen 
des Veriragsentwurfs gehöre, „die den Eindruck 
machen könnten, als seien sie dazu be- 
stimmt, die Wiederaussöhnung der Völker 
vielmehr zu verhindern als anzubahnen“. Um 
diese unheilvollen Folgen zu verhüten, empfiehlt er eine 
mündliche Erörterung der Frage. 


19. Mai 1919, 

Die alliierten und assoziierten Mächte fragen in Bern 
an, ob die Schweiz bereit wäre, bei der möglichen Ver- 
schärfung der Blockade gegen Deutschland eine strengere 
Maßregel zu ergreifen, d. h. den gesamten Handel mit 
Deutschland zu verbieten. 


21. Mai 1919, 


Clemenceau antwortet auf die deutsche Note vom 
13. Mai über die Kriegsschuldfrage: Die Verpflichtung 


zur Entschädigung, die Deutschland im No- 
vember 1918 übernommen habe, könne nur 
verstanden werden, „wenn ihr die Verant- 
wortlichkeit des Urhebers der Schuld als 
Ursache zugrunde liegt“, In der Note des Staats- 
sekretärs Lansing vom 5. November 1918 sei gesagt, „daß 
aus dem Angriff Deutschlands zu Wasser, zu Lande und in 
der Luft die Enischädigungspflicht hervorgeht. Die 
deutsche Regierung hat, indem sie keinerlei Protest gegen 
diese Behauptung einlegte, ihre Wohlbegründetheit an- 
erkannt... Sie erklären weiter, daß das deutsche Volk 
nicht für die Haltung der früheren deutschen Regierung 
verantwortlich gemacht werden könne‘). Deutschland hat 
indessen nie erklärt — und eine solche Behauptung würde 
allen Prinzipien des Völkerrechts zuwiderlaufen —, daß 
eine Veränderung seines politischen Regimes oder eine 
Umwandlung seines Personals genügen würde, um die von 
der Nation übernommenen Verpflichtungen ungültig zu 
machen.“ Der Bericht der von der Friedenskonferenz ein- 
gesekten Kommission sei eine innere Angelegenheit und 
könne nicht mitgeteilt werden. 


22. Mai 1919. 


General Smuts (Südafrika) kritisiert 
an Lloyd George den Friedensvertrag: „1... . Die gefähr- 
lichste Bedingung des ganzen Vertrages ist die Be- 
setzung des linken Rheinufers für die Dauer von 
fünfzehn Jahren — und sogar darüber hinaus . Das 
wenigste, was geschehen sollte, ist, daß die französische 
Besakungsarmee auf eine vernünftige Zahl beschränkt wird, 
und daß Vorkehrungen getroffen werden, um die Zivil- 
bevölkerung und -verwaltung in keiner Weise unter mili- 
tärische Rechtsordnung und Regel zu stellen, und daß die 
deutsche Regierung ungeschmälert die Zivilverwaltung des 
besetzten Gebietes behält.“ Angesichts der in der Besekung 
liegenden Gefahr für den Frieden, des amerikanisch-eng- 
lisch-französischen Garantieverirages, der Entwaffnungs- 
und Entmilitarisierungsvorschriften „sollten die Besekungs- 
bestimmungen (im Vertrag) gestrichen werden.“ „2. Das 
Saarbecken... Der deutsche Charakter der Haupt- 
masse der Bevölkerung steht außer Frage, und es besicht 
daher keine Notwendigkeit, am Schlusse der 15 Jahre eine 
Volksabstimmung „abzuhalten.“ Die Sonderverwaltung sei 
„ein plumpes und tatsächlich ungerechtfertigtes Mittel“, sie 
sollte „automatisch nach fünfzehn Jahren, sobald Deutsch- 
land die Kohlengruben zurückerwerben kann, aufhören ... 
„3. Die Reparationsklauseln. Mir ist berichtet, 
daß... der tatsächlich in unseren Reparationsklauseln an- 
genommene Plan undurchführbar sei und die Gans, die die 
goldenen Eier legen soll, töten müsse. . . Ich meine, wir 
sollten bereit sein, anzuhören, was die Deutschen zur Kritik 
unseres Reparationsplanes zu sagen haben, und ihn so ab- 
ändern, daß er durchführbar ist und Deutschlands Industrie 
nicht in den paar folgenden Jahren verstümmelt... Wenn 
wir auch an unserem Reparationsplan im allgemeinen fest- 
halten, so würde ich doch . . . die Artikel, die die künftige 
Zuteilung von Kohlen und Kohlenprodukten sowie den 
künftigen Schiffsbau behandeln, streichen. Ich würde 
bestimmt den französischen und belgischen Fabrikanten die 
Vollmacht entziehen, in deutschen Fabriken herumzurennen, 
um sie der Maschinen zu berauben, die sie für ihre Werke 
für notwendig halten mögen..“ „4. Deutschlands 
östliche Grenze. Ich bin überzeugt, daß wir bei der 
ungebührlichen Vergrößerung Polens nicht nur den Urteils- 
spruch. der Geschichte umstürzen, sondern einen politischen 
Kardinalfehler begehen, der sich noch im Laufe der Ge- 
schichte rächen wird. Das neue Polen wird Millionen 
Deutscher — und Russen — ... umfassen.“ Deutschland 
und Rußland würden sicher wieder Großmächte werden, das 
zwischen ihnen eingeklemmte Polen könne nur bei ihrem 
guten Willen gedeihen. Polen werde ein Fehlschlag werden, 
selbst wenn es die notwendige Herrschafts- und Ver- 
waltungsfähigkeit besäße. „Selbst jekt, wo die Konferenz 
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ihre Sitzungen abhälf, bieten die Polen den Großmächten 
Troß; was wird sich erst in Zukunft ereignen, wenn die 
Großmächte uneins sind und sich in den Haaren liegen?“ 
Die im Friedensvertrag provisorisch festgelegte Grenze 
Polens müsse revidiert werden. Oberschlesien und alle 
wirklich. deutschen Gebiete seien Deutschland zu belassen, 
die Grenzen der freien Stadt Danzig seien enger zu ziehen 
und die Stadt sei unier deuischer Oberhoheit mit einer dem 
Völkerbund unterstellten Verwaltung zu belassen. „5. Die 
Strafklauseln“ forderten mehr, „als eine Regierung 
mit Ehrgefühl und Achtung vor ihrem Volke zu unter- 
zeichnen vermag.“ ... „6. Die militärischen und 
Lufffahrzeugklauseln.“ Für eine „so große Be- 
völkerung in einem solchen Zustand innerer Gärung und 
mit Grenzen und Nachbarn, wie sie Deutschland besißt,“ 
seien 100000 Mann zu wenig. Auch sei es ein Unrecht, 
Deutschland keine Tanks und militärische Luftfahrzeuge zu 
lassen. „7. Internationale Flüsse und Eisen- 
bahnen.“ Die für die Flüsse und Eisenbahnen, welche 
Ausgänge für die neuen Staaten bilden, fesigesekte Ver- 
waltung sei gänzlich undiskutabel. „Diese Flüsse sollen von 
Ausschüssen verwaltet werden, die eine kleine Minderheit 
deutscher Vertreter enthalten, und das sogar bei jenen 
Flüssen, die ausschließlich deutsch sind. Englische, italie- 
nische, französische, skandinavische und belgische Vertreter 
bilden die Mehrheit. Es ist genau so, als wenn die 
Themsekommission fast ausschließlich aus 
Vertretern fremder Regierungen besfände. 
... Fast alle Bestimmungen in bezug auf deutsche Flüsse und 
Eisenbahnen sind hoffnungslos einseitig und scheinen 
lediglich die Absicht zu verfolgen, das gesamie Prinzip der 
Internationalisierung in Mißkredit zu bringen.“ 
„8. Nadelstiche.“ Der Verirag sei „von kleinen, ver- 


` ‚hältnismäßig unwichtigen Bestimmungen erfüllt, die keinem 


nützlichen Zwecke dienen, sondern unnötig die Gefühle eines 
geschlagenen Feindes verlesen und verwunden müssen 


Ich bin für eine drastische Revision aller derartiger 
Nadelstihe .. .“ „9. Vorschläge zur Durchführung der 
Anderungen. .. Ich bin nicht nur darum besorgt, daß die 


Deuischen einen fairen und guten Friedensvertrag unter- 
zeichnen, sondern daß sie auch um der Zukunft willen nicht 
blo .. . mił der Spike der Bajonetie zur Unterzeichnung 
gezwungen werden. Es sollte unmöglich sein, daß der Ver- 
trag späler durch das deutsche Volk moralisch in Verruf 
gebracht wird.“ Um das zu erreichen müsse mündlich 
mit den Deutschen verhandelt werden. Durch 
Anhörung und Erwägung der deutschen Sache, durch Eni- 
fernung jedes Scheins der Einseitigkeit und durch Vermei- 
dung eines unnötigen Diktats werde die moralische Autorität 
des Vertrages nur um so größer und verbindlicher werden. 
„Die endgültige Sanktion dieses großen Instruments muß 
seine Anerkennung durch die Menschheit sein.“ 


27. Mai 1919. 


P. B. Noyes, amerikanischer Zivilkommissar im 
Rheinland, macht den Präsidenten Wilson auf die Gefahr 
aufmerksam, daß im Rheinland ein „unheilvoller Fehler“ 
hegangen werde. Das Rheinlandabkommen sehe während 
vieler Jahre „eine unerträgliche Unterdrückung einer Be- 
völkerung von 6 Millionen vor“, Das Grundprinzip des Ab- 
kommens sei schlecht. Die Einquarfierung einer feindlichen 
Armee in Friedenszeiten in einem Lande als dessen Herr, 
und die Einquartierung von Truppen müsse bei der Zivil- 
bevölkerung Haß und schließlich Unheil erzeugen. Die 
amerikanischen Befehlshaber der Besaßungsarmee „unter- 
schreiben nachdrücklichst obige Behauptungen. Sie sagen, 
daß eine Besakungsarmee selbst mit den besten Absichten 
sich schlimmer Übergriffe schuldig machen wird.. . Ge- 
walt und immer mehr Gewalt bezeichnen unvermeidlich die 
Geschichte einer derartig lang ausgedehnten Besekung.“ 


28. Mai 1919. 


Graf Brockdorff-Rantzau übersendei Cle- 
menceau die vom 27. Mai dalieien Bemerkungen 
der deufschen Sachverständigen Hans Del- 
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brück, Max Weber, Max Graf Montgelas 
und Albrecht Mendelssohn-Bartholdy zum 
Bericht der Kommission der alliierten und 
assoziierten Regierungen über die Verantwort- 
lichkeiten der Urheber des Krieges. 


Der Bericht der alliierten und assoziierien Kommission 
war zu folgenden Schlußfolgerungen gekommen: I, „Der 
Krieg ist von den Zentralmächten ebenso wie von ihren 
Verbündeten, der Türkei und Bulgarien, mit Vorbedacht 
geplant worden und er ist das Ergebnis von Handlungen, 
die vorsätzlich und in der Absicht begangen wurden, ihn un- 
abwendbar zu machen. In Übereinstimmung mit Österreich- 
Ungarn hat Deutschland vorsäßlich daran gearbeitet, die 
zahlreichen vermittelnden Vorschläge der Ententemächte 
auf die Seite zu schieben und ihre wiederholten Be- 
mühungen, den Krieg zu verhüten, zunichte zu machen.“ 
II. „Deutschland und Österreich haben vorsätzlich die 
belgische Neutralität und die ... Luxemburg gegenüber 
garantierte Neutralität verleßt.“ 


Die deuischen Sachverständigen betonen in ihren Be- 
merkungen zunächst die Notwendigkeit einer unparteiischen 
Untersuchung und gelangen nach Widerlegung von „vielen 
völlig unhaltbaren Ansichten“ im gegnerischen Berichi zu 
dem Schluß: „Den Weltkrieg hat Deutschland, 
wenn auch dieses Risiko in den Kreis der Betrachtungen 
gezogen war, nichi gewollt. Die deutsche Regierung 
galt während mehr als 40 Jahren, um die eigenen Worte 
des Kommissionsberihtes zu gebrauchen, als „Vor- 
kämpferin des Friedens“ ... Eroberungspläne lagen den Ge- 
danken der leitenden deutschen Staatsmänner weltenfern. 
Anders war das in Rußland. Die Verwirklichung der Ab- 
sichten der führenden panslawistischen Kreise war ohne 
Krieg nicht erreichbar. Diese friedensfeindlichen Elemente 
sekten in den entscheidenden Tagen ihren Willen durch. 
Denn gerade in dem Augenblick, da der Friede gesichert 
schien, traf Rußland die Maßnahmen, die ihn unmöglich 
machten. Die Unferzeichneten können nicht umhin, der 
Ansicht Ausdruck zu geben, daß, wenn von London und 
Paris ein ebenso starker Druck auf Petersburg ausgeübt 
worden wäre, wie von Berlin auf Wien, der verhängnisvolle 
Schritt, den kriegslustige Militärs gegen den Willen des 
Zaren durchzuseken wußten, unterblieben wäre.“ Die 
Verlekung der belgischen und luxemburgischen Neutralität 
bezeichnen die deutschen Sachverständigen in Übereinstim- 
mung mit der Erklärung des Reichskanzlers Beihmann-Holl- 
weg vom 4. August 1914 als ein „wiedergutzumachendes 
Unrecht“. — Zum Schluß erklären sie: „Man kann nach 
unserer Ansicht grundsäßlich nicht in der Art, wie es der 
gegnerische Kommissionsbericht fut, die Frage einer Kriegs- 
ursache durch Aufzählung von formellen Anlässen lösen, 
welche einen bestehenden Zustand politischer Hochspannung 
in einen Krieg hinübergleiten ließen. Neben der völligen 
und erstaunlichen Irrtümlichkeit der Darstellung der Einzel- 
tatsachen liegt darin der grundsätzliche Fehler des ganzen 
Verfahrens. Man wird vielmehr folgende Fragen aufwerfen 
müssen: 1. Welche Regierungen hatten in der Vergangen- 
heit am meisten jenen Zustand dauernder Kriegsbedroht- 
heit gefördert, unter welchem Europa vor dem Krieg jahre- 
lang gelitten hat? Ferner und im Zusammenhang damit: 
2. Welche Regierungen haben politische und wirtschaftliche 
Inieressen verfolgt, welche nur durch einen Krieg ver- 
wirklicht werden konnten? Was zunächst die zweite Frage 
anlangt, so können wir die Bemerkung nicht unterdrücken, 
daß künftig für die Antwort darauf wohl auch die Friedens- 
bedingungen, vor allem diejenigen wirtschaftlicher und terri- 
iorialer Art, welche jekt zur Diskussion stehen, als Be- 
weismittel dienen werden, wenn auf ihnen beharrt werden 
sollte.“ Nach einer Prüfung des Verhaltens der einzelnen 
Großmächte im Lichte der beiden Fragen enden die Be- 
merkungen mit folgenden Fesistellungen: „Der Zarismus, 
mit welchem eine wirkliche Verständigung vollkommen aus- 
geschlossen war, bildete das furchibarste System der Ver- 
knechtung von Menschen und Völkern, welches — bis zu 
diesem jetzt vorgelegten Friedensverirage — jemals er- 
sonnen worden ist.“ 
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Silos, dem Handel mit lebendem Vieh und Fleiſch beſchäftigt, iſt 
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Die Sachverſtändigen haben bei der Löſung ihrer Aufgabe, wie 
teils ſchon angedeutet, eine Reihe von anderen Fragen in den Kreis 
ihrer Betrachtungen miteinbezogen, wie Bodenpolitik, Genoſſen 
ſchaftsweſen, Arbeitseffekt, Standardiſierung, Kreditweſen, Sta⸗ 
tiſtik, Sager- und Kühlhäufer ſowie Unterrichts⸗ und Forſchungs⸗ 
weſen. Die landwirtſchaftliche Statiſtik in 
Deutſchland wird als viel zu wenig ausgebaut be» 
zeichnet. — In dem Abſchnitt Bodenpolitik wird die „unſelige 
Güteraufteilung“ durch falſche Erbteilung gegeißelt. 
Man ſehe daraus, daß es leicht ſei, ſie aufzuteilen, ſehr ſchwer, ſie 
wieder zu vereinigen. 5 

Don ganz beſonderem Wert dürften die „Hehn Gebote für 
erfolgreich (kaufmänniſch) arbeitende Genoſſen⸗ 
ſchaften“ ſein. Sie lauten: a j 

1. Die Genoffenfchaften werden von den Mitgliedern iber- 
wacht, auf deren Wünſche und Bedürfniſſe fie Kückſicht zu nehmen 
haben, 

2. Die Mitglieder werden über Sweck, Tätigkeit und Auf- 
gaben der Vereinigung genau orientiert. 

3. Eine ſachverſtändige Geſchäftsführung wird 
durch die Wahl von Leitern verbürgt, die mit der Bandelspraxis 
des von der Genoſſenſchaft abgeſetzten Produktes auf das beſte ver⸗ 
traut ſind. 

4. Finanziell werden die Geſchäfte vorſichtig geführt, und 
um die Organiſation auch in ſchlechten Zeiten durchhalten zu 
können, Rücklagen angeſammelt. 


5. Nur eine einzige Ware oder Gruppe verwandter 
Erzeugniſſe wird gehandelt, die Beſchäftigung mit verſchiedenen 
ergänzungsweiſe hinzugenommenen Erzeugniſſen wird abgelehnt. 

6. Es wird ein für einen rentablen Betrieb ausreichender 
Umfang des Geſchäftes verlangt. 

7. Mit den Mitgliedern werden feſte Verträge oder Ab- 
machungen abgeſchloſſen, um der Leitung die Möglichkeit zu geben, 
auf geſunder geſchäftlicher Grundlage zu arbeiten. 

8. Tätigkeit und Aufgabenkreis der Organiſation werden 
genau umſchrieben, und ihre Arbeit bleibt auf dieſen ‚Kreis 
beſchränkt. N 

9. Die Genoſſenſchaft arbeitet ohne eigenen Gewinn. 
Sämtliche Gewinne, foweit fie nicht für die Keſerven⸗ 
bildung oder den Geſchäftsaufbau benötigt werden, führt ſie an 
die Mitglieder ab. 

10. Auf die Qualitätsverbeſſerung des Erzeug⸗ 
niſſes wird beſonderes Gewicht gelegt, ebenſo auf Standar- 
diſterung, Gradierung, beſſere Verpackung und Bezahlung der 
Mitglieder nach der Qualität der von ihnen gelieferten 
Erzeugniſſe. 

Sieht man aus dieſen Darlegungen die Schlußfolgerungen, ſo 
iſt zweifellos fefauftetten, daß die amerikaniſchen Sachverſtändigen 
außerordentlich klug und unterrichtet ihre Unterſuchungen angeſtellt 
und ihre Vorſchläge gemacht haben. Die deutſche Landwirtſchaft 
ſollte mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln verſuchen, die Dor- 
ſchläge zur Durchführung zu bringen. Alles das kann aber nichts 
nützen, wenn nicht wie in den Vereinigten Staaten ſelbſt eine ver⸗ 
nünftige Staatshilfe die Dorausfegungen für die notwendigen 
Selbjthilfemagnahmen ſchafft. 


Das öſterreichiſche Reparationsproblem. 


Don Dr. Heinz von Paller (Wien). 


Daß es auch ein öſterreichiſches Reparations- 
problem gibt, haben in den letzten Jahren auch die ſchon faſt 
vergeſſen, die es am nächſten angeht, nämlich die Öfterreicher. 
Erſt die Vorgänge auf der Pariſer Sachwerſtändigenkonferenz 
und beſonders die unerwartete Aktion Italiens auf der 
Haager Tagung der Gläubigermächte und Deutſchlands hat 
der politifchen Öffentlichkeit wieder in Erinnerung gebracht, 
daß auch der mit Deutſchöſterreich geſchloſſene Diktatfrieden 
von St. Germain en Saye Fragen offengelaſſen hat, die 
nun nach dem Ergebnis der Haager Konferenz nach einer 
Löſung drängen. Ebenſo wie das Deutſche Reich hatte ja 
auch die junge deutſchöſterreichiſche Republik nach Artikel 177 
des Staatsvertrages von St. Germain die Kriegsſchuldlüge 
auf ſich nehmen müſſen und damit auch die folgenſchwere 
Verpflichtung, für alle durch Öfterreich-Ungarn im Welt- 
kriege verurfachten Derlufte und Schäden aufzukommen. Die 
„Wiedergutmachungsſumme“ war jedoch — analog dem Der- 
failler Vertrag — im St. Germainer Dertrag noch nicht ge- 
nannt, ſondern follte erft von der „Commission des répa- 
rations“ feſtgeſetzt werden, einem Ausſchuß, der mit dem 
im Artikel 255 des Verſailler Vertrages genannten identiſch 
iſt. Es iſt bekannt, daß dieſer Tribut niemals feſtgeſetzt 
werden, das heißt, Deutſchöſterreich überhaupt keine Repa- 
rationen bezahlen konnte, ſondern vom erſten Tag ſeines Be⸗ 
ſtandes an — um überhaupt leben zu können — auf aus⸗ 
ländiſche Hilfe angewieſen war. Die Reparationsverpflich⸗ 
tung Deutſchöſterreichs beruhte alſo auf der Annahme der 
alliierten Mächte, daß erſtens Öfterreich-Ungarn neben dem 
Deutſchen Reich für den Ausbruch des Weltkrieges mitver⸗ 
antwortlich und zweitens, daß die junge öſterreichiſche 
Republik ſowohl die moraliſche wie aber auch die juriſtiſche 
Erbin des alten Donauſtaates ſei. 

Anläßlich des zehnten Gedenktages der Überreichung der 
Friedensbedingungen von St. Germain vom 2. Juni 1919 iſt 
an dieſer Stelle“) ſchon darauf verwieſen worden, wie ſehr 
dieſe Annahme der gegneriſchen Staaten — vor allem die 
von Deutſchöſterreich ſtets entſchieden abgelehnte Verant- 
wortung des neuen deutſchen Kleinſtaates für die wirtſchaft⸗ 
lichen Saften der öſterreichiſch⸗ungariſchen Großmacht — zu 
politiſchen und wirtſchaftlichen Fehlurteilen geführt hatten, 
die ſo raſch zutage traten, daß ſchon der zweite und be⸗ 
ſonders der dritte und letzte Text des St. Germainer Staats- 


*) Siehe erſtes Junibeft 1929. 


vertrages weſentliche Anderungen aufwieſen. Aber Deutſch⸗ 
öſterreichs Reparationsverpflichtung war dennoch ſtehen⸗ 
geblieben. Dem Lande, daß ſchließlich 1922 fih einer Völker- 
bundkontrolle unterwerfen mußte, um eine große, ſtaat⸗ und 
wirtſchaftserhaltende Anleihe zu erhalten, war eine Schuld 
überſchrieben worden, deren Größe es bis heute nicht kennt. 
Allerdings konnte Deutſchöſterreich durch Erlangung der 
Völkerbundanleihe auch ein Moratorium erreichen, das bis 
zum Jahre 1945 befriſtet iſt. Hum Unterſchied von Deutſch⸗ 
land, deffen Reparationsverpflichtung im Haag nun endlich 
auch zahlenmäßig feſtgeſetzt wurde und von Bulgarien, deſſen 
Reparationslaft bereits im Vertrag von Neuilly fixiert und 
1925 abgeändert worden war, weiß aljo Oſterreich nicht, was 
es nach Ablauf dieſes Moratoriums zu zahlen haben wird. 

Den erſten Anſtoß zur Löſung dieſes Problems gab die 
Parifer Konferenz. Die Sachwerſtändigen der Voungkommiſ⸗ 
fion hatten fih nämlich hinſichtlich der Reparationen Mittel» 
europas mit einer einſtimmigen Empfehlung an die Negie- 
rungen der Gläubigerſtaaten gewandt, binnen Jahresfriſt die 
Frage der ſogenannten „biens cédés“ (und auch der „Ber 
freiungsſchuld der Nationalſtaaten) endgültig zu bereinigen. 
Artikel 208 Abſatz 4 des Staatsvertrages von St. Germain 
beſagt nämlich: „Der Wiedergutmachungsausſchuß beſtimmt 
den Wert des ſeitens der verſchiedenen Staaten, ausſchließlich 
Öfterreich, erworbenen Beſitzes und Eigentums; diefe Werte 
werden dem übernehmenden Staate angelaſtet und der 
Republik Öfterreih in Anrechnung auf die Wiedergut⸗ 
machungsſchuld gutgeſchrieben. ...“ Das heißt, binnen der 
von den Pariſer Sachverſtändigen feſtgeſetzten Friſt ſollten die 
Entſchädigungen für das aus dem altöſterreichiſchen Staat 
übernommene öffentliche Gut feſtgeſetzt und die Zahlungs- 
modalität beſtimmt werden. Die Summen wären im Sinne 
der Verträge von St. Germain und Trianon den Reparations- 
konten Öfterreichs bzw. Ungarns gutzuſchreiben. Das ſomit 
reichlich verworrene Reparationsproblem Deutſchöſterreichs 
hängt enge mit den wirtſchaftlichen Foderungen und Schulden 
der Sukzeſſionsſtaaten zuſammen, an denen Öfterreich 
ein allerdings ſehr ſtarkes, wenn auch nur indirektes In⸗ 
tereſſe hat. 

Da kam plötzlich der italieniſche Vorſtoß auf der Haager 
Konferenz! Am 22. Auguſt bot nämlich der italieniſche Dele⸗ 
gierte Pirelli dem engliſchen Schatzkanzler an Sahlungsſtatt 
den italieniſchen Anteil an der „Befreiungsſchuld“ der 
Tſchechoſlowakei an, was Snowden zwar anfangs ablehnte, 
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ſchließlich aber doch annahm. Eine Woche ſpäter war die 
Seſſion perfekt. Was ein franzöſiſcher Kritiker in der „Econo- 
mique” wenige Tage vorher noch als eine „BAypothek auf eine 
Hypotheſe“ bezeichnete, nämlich den Gedanken, die „Be⸗ 
freiungsſchuld“ der öſterreichiſchen Nachfolgeſtaaten überhaupt 
als eine zu Recht beſtehende Forderung zu betrachten, iſt nun 
ein vollwertiger Kompenſationsgegenſtand im internatio⸗ 
nalen Derkehr geworden. Die nächſte Folge dieſes italieniſchen 
Schrittes war die beſchleunigte Einberufung der ſogenannten 
Oft - Reparationskonferenz, die am 24. September d. J. in 
Paris zuſammengetreten iſt; der vor allem gegen Italien 
gerichtete Gegenſchlag des tſchechiſchen Außenminiſters 
Dr. Beneſch mit der Forderung, die öſterreichiſchen 
Schulden überhaupt zu ſtreichen, und ſchließlich die Reiſe 
des früheren öſterreichiſchen Bundeskanzlers und deſſen Der- 
handlungen in Genf. 

Wie ſtellt fih nun das Problem vom öſterreichiſchen Stand- 
punkt? Schon aus dem bisher Geſagten geht hervor, daß die 
Reparationsfrage für Deutſchöſterreich, wie der VIII. Teil des 
St. Germainer Staatsvertrages erhellt, nicht nur Schattenſeiten, 
ſondern auch manche Lichtſeiten für den deutſchen Donauſtaat 
birgt. Das heißt, der Paffivfeite dieſer Bilanz ſteht auch 
eine Aktipſeite gegenüber, deren Fahlen wir zwar nicht 
kennen, über die aber nun in Paris entſchieden werden ſoll. 
Es ſind kaum Anhaltspunkte gegeben, die die Berechnung der 
Höhe der von Öfterreich ſchließlich zu zahlenden Reparations- 
ſumme ermöglichen ließen. Nimmt man die für das Deutſche 
Reich in Paris und im Haag feſtgeſetzte Summe und die ver- 
gleichenden Bevölkerungszahlen der beiden deutſchen Staaten 
zur Grundlage einer ſolchen Berechnung, ſo käme man zu 
dem Ergebnis, daß Öiterreich etwa ein Zehntel der deutſchen 
Reparationsfumme zahlen müßte. Berückſichtigt man aber 
hierbei auch noch die Wirtſchaftskräfte Oſterreichs, jo 
ſchließt dieſe Rechnung mit einem Betrag, der weit weniger 
als ein Zehntel der deutſchen Reparationsſumme ausmachen 
würde. Rein theoretiſch iſt die Reparationskonferenz an keine 
ausdrücklichen Richtlinien gebunden, es ſei denn, man zieht 
die Beſtimmungen des Artikels 178 und einige wenige andere 
des Staatsvertrages von St. Germain in Betracht, womit die 
Alliierten ausdrücklich anerkennen, daß Oſterreichs Wirt- 
ſchaftskräfte nicht ausreichen, die „geſamten angerichteten 


Schäden“ zu erſetzen. Es bleibt alſo den alliierten Staaten 
allein überlaſſen, die Summe feſtzuſtellen, die nach ihrer 
Meinung Öfterreich zu zahlen haben wird. 

Mußte aber der deutſchöſterreichiſche Staat gegen ſeinen 
Willen die Rechtsnachfolge nach der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Monarchie anerkennen, ſo erwuchs ihm daraus nach dem oben 
zitierten Artikel 208 des St. Germainer Staatsvertrages der 
Anſpruch auf eine Entſchädigung für die von den National» 
ſtaaten übernommenen Staatsgüter, den ſogenannten „biens 
cédés“. Der Wert dieſer Staatsgüter ift für Öfterreich ſomit 
von allergrößter Bedeutung, denn je höher dieſer ter- 
reich gutzuſchreibende Betrag ift, um jo geringer die Summe, 
die Gſterreich als Reparation zu bezahlen haben wird. Die 
Schätzungen dieſer altöſterreichiſchen Staatsgüter gehen aller⸗ 
dings ſehr auseinander, je nachdem dieſelben von den Nach⸗ 
folgeſtaaten, von Oſterreich und Ungarn oder dritter unpartei⸗ 
iſcher Seite geſchätzt werden. Wie die Dinge liegen, erſcheint 
es aber höchſt zwecklos, ſolche jeden konkreten Anhaltspunkt 
entbehrenden Schätzungen anzuſtellen, zumal es ſich bei der 
Löſung der mitteleuropäiſchen Reparationen ja nicht allein um 
ein wirtſchaftliches, ſondern vor allem auch um ein poli- 
tiſches Problem handelt. Wie ſehr verwickelt hier die Der- 
hältniffe find, mag ſchon daraus erſehen werden, daß die 
CTſchechoſlowakei für die Streichung der öſterreichiſchen Repa- 
rationsſchuld eintritt, alfo natürlich auch der „biens cédés“ 
und der Befreiungsſchuld (für die Tſchechoſlowakei 750 Mil⸗ 
lionen Franken), während — wie erwähnt — Italien dieſen 
feinen Anteil an der tſchechoſlowakiſchen „Befreiungsſchuld“ 
ſchon an England „verpfändet“ hat. Die Erfahrungen 
Deutſchlands im Haag laſſen jedenfalls einer allzu opti⸗ 
miſtiſchen Auffaſſung über die Entwicklung der Verhandlungen 
in Paris wenig Raum. 

Doch wie immer die Entſcheidung fallen mag, es geht 
auch hier für Öfterreich um feine wirtſchaftliche und ſchließlich 
auch politiſche Souveränität, um die Beſeitigung von Bin- 
dungen (Generalpfandrecht für alle Staatseinnahmen und 
allem Staatsgut), die ſein wirtſchaftliches und nationales 
Leben hemmen. Oſterreich darf hoffen, daß bei dieſer 
Entſcheidung nicht mehr der Geiſt von Derjailles und 
St. Germain, ſondern der gute Wille für eine europäiſche gu- 
ſammenarbeit beſtimmend iſt. 


Jeremias Gotthelf , Den Dr. Paul Herzog 
(geftoeben am 22. Oftober 1854). 


Sein Lebensabriß iſt von unvergeßlicher Einfachheit. Am 


4. Oktober 1797 als Sohn des Pfarrers Sigmund Friedrich Bitzius 
in Murten geboren, verbrachte Albert Bitzius, wie ſein bürgerlicher 
Name lautet, ſeine Schuljahre in Bern, zuerſt an der „grünen 
Don 


Schule“ genannten Literaturſchule, dann an der Akademie. 
ſeiner Schulzeit berichtet Gotthelf, daß man mit 
ſeinem Kopfe wohl, mit feinen Beinen aber, die 
er nie ſtille halten konnte, übel zufrieden ge⸗ 
weſen ſei. Weshalb er ſich denn auch ſpäter 
ſelbſt wundert, daß aus einem derartigen Jungen 
„ſolch ſitzender und ſchreibender Menſch heraus- 
wachſen konnte“. . 

Jeremias Gotthelf wählte den Beruf feines 
Vaters. Nach längerer Vikariatszeit und Studien- 
jahren in Deutſchland wurde er 1852 Pfarrer in 
der emmentaliſchen Gemeinde Lützelflüg. Ein Jahr 
ſpäter verheiratete er fih mit Henriette Seender 
aus Bern. 1856 war er als Schriftſteller tätig. 
Seine Hauptwerke füllten bis zu ſeinem im 
Jahre 1854 erfolgten Tode 16 ſtattliche Bände. 
Daneben hatte er aber noch Seit, ſeine Gemeinde 
zu betreuen und auf dem Gebiete des Schulweſens 
und der Armenpflege gleich für einen ganzen Kreis 
Erſprießliches zu leiſten. 

Gotthelfs ſchriftſtelleriſches Werk erwuchs aus 
feiner warmen Liebe zum Dolf, Er ijt ein Volks- 
ſchriftſteller in des Wortes wahrſter Bedeutung; B 
weniger kultiviert als Gottfried Keller, ausführ- 
licher und rauher als Peſtalozzi, aber nicht minder gütig und 
anſprechend. Die Feder iſt ihm nichts, das Wort alles. Er will 
ſeinen Bauern helfen, er will ihnen zeigen, wie ſie es beſſer machen, 
wie ſie zu glücklichen und zufriedenen Menſchenkindern werden 
können. Nur aus dieſem Grunde füllt er Bände um Bände, greift 
er die alltäglichſten Dinge auf und macht aus ihnen faff- und kraft⸗ 
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volle Geſchichten. Drei große Ziele ſchweben ihm dabei vor Augen 
und geben die Richtung an für ſein geiſtiges Schaffen: Die wahre 
Chriſtlichkeit und Daterlandsliebe feiner Bauern und ihre Sef- 
und Ernſthaftigkeit. Die volkserzieheriſche Abſicht feines Schrift- 
tums ſpricht er im Vorwort feines Romans „ZFeitgeiſt und Berner- 
geiſt“ aus, wenn er von ſich ſagt, daß ihn die 
Siebe zur chriſtlichen Freiheit für alle 
bewogen habe, in feinem vierzigſten Jahr Schrift 
ſteller zu werden. In ſeinem letzten Buch, den 
„Erlebniſſen eines Schuldenbauers“ heißt es: „Aus 
Erbarmen mit den Ehrlichen und Fleißigen, welche 
dem Sumpfe der Armut entrinnen wollen, iſt dieſes 
Buch geſchrieben.“ Gotthelf iſt alſo durch und durch 
ein ſozialer Schriftſteller, ein in einſame Höhe aufs 
ragender Anwalt der Familie, der Vaterlandsliebe 
und der chriſtlichen Frömmigkeit. 

Sein Werkd Wir können es auch heute nicht 
ohne Ehrfurcht leſen. Die Sprache, in der es ges 
ſchrieben ijt, kommt direkt aus dem Polke. Es ift 
die Sprache ſeiner Bauern, ſeiner Gemeinde, voller 
Beziehung zum Leben, voller bodenſtändiger Kraft 
und Schwere. Uein Papierdeutſch, ſondern ein 
Volksdeutſch, das leibt und lebt und außerdem 
Witz hat und Anmut. Ob wir den Bauern⸗ 
ſpiegel aufſchlagen, ſein Erſtlingswerk, mit 
dem er ſich gleich zu Anfang einen würdigen Platz 
unter den deutſchen Dolksſchriftſtellern erworben 
hat, oder Uli den Anecht, dem ein Jahre 
fünft ſpäter Uli der Pächter gefolgt if, ob Anne- 
bäbi Jowäger, Geld und Geiſt oder die Käferei in 
der Vehfreude, immer wieder nimmt uns dieſe Urkraft der 
Sprache gefangen, überwältigt und die Realiſtik der Schilderung 
und die Macht des Gefühls, das hier am Werke iſt, für eine teure 
Sache liebend zu werben. 
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Regierungswechſel in Gſterreich. 2 

„Es gehört ſchon viel Öfterreichertum dazu, um öſterreichiſche 
Probleme zu begreifen“, ſagte kürzlich der neuernannte Bundes“ 
kanzler Schober. Immerhin hat feine plötzliche Ernennung wohl in 
ganz Öfterreich überraſcht, zumal der Szenenwechſel überhaupt un⸗ 
erwartet kam. Noch vor wenigen Monaten war Öiterreich gleicher ⸗ 
maßen unvorbereitet vor der Demiſſion Seipels geſtanden und hatte 
die Betrauung Streeruwitz mit der Begründung vernommen, daß 
die dringende Notlage der öſterreichiſchen Wirtſchaft einen hervor- 
ragenden Wirtſchaftler an der Spitze des Staates erheiſche. Dies 
ſchien plauſibel, zumal die zunehmende Paſſivität der Handels- 
bilanz, der Rückgang der öſterreichiſchen Induſtrie, die Ferfahrenheit 
der Außenhandelspolitik, die Notlage der öſterreichiſchen Landwirt⸗ 
ſchaft, das Wohnungsbauproblem und viele andere Schwierigkeiten 
mehr auch für den kleinen Mann zu ſpüren waren. Streeruwitz 
hatte nicht ohne Erfolg durch eine Herſtändigungspolitik eine An⸗ 
näherung der ſozialiſtiſchen Oppoſition an die Regierungsparteien 
herbeiführen, das Mietenproblem, um das ſeit Jahren leidenſchaft⸗ 
lichſter Kampf tobte, im Kompromißwege löſen und vor knapp 
zwei Monaten das Parlament mit der Feſtſtellung in die Ferien 
ſchicken können, da fruchtbare Arbeit geleiſtet worden ſei. Plötzlich 
ließ nun die Regierungsmehrheit ihren Kanzler fallen und präſen⸗ 
tierte Schober als ſeinen Nachfolger. Von den überaus brennenden 
wirtſchaftlich⸗ſozialen Problemen, die zweifellos auch heute 
noch ungelöſt find, hört man in der neuen Kegierungserklärung faſt 
nichts mehr, um fo mehr aber von Verfaſſungsfragen, die angeblich 
fo überaus brennend fein follen. Die Veränderung der Regierung 


und die Deränderung der parlamentariſchen Probleme find eben 


überhaupt nur aus der Tatſache zu verſtehen, daß das Schwer⸗ 
gewicht der öſterreichiſchen Politik in der parlamentariſchen feriens 
zeit aus dem Parlament weg auf die Straße verlegt wurde, daß 
nicht mehr die politiſchen Parteien, ſondern die militanten For⸗ 
mationen die ausſchlaggebenden politiſchen Kräfte geworden find. 
Da die Heimwehren in jeder Beziehung offenfiv find, haben fie nicht 
nur den ihnen zu nüchternen und zu zahmen Bundeskanzler 
geſtürzt und den Polizeipräſidenten Schober von Wien, der im Juli 
1927 zu überaus drakoniſchen Maßnahmen gegriffen hatte, zum 
Bundeskanzler gemacht, ſondern auch ihre politiſchen Forderungen 
in der Diskuſſion vorangeſtellt. Der neue Bundeskanzler hat in 
feiner Regierungserklärung nicht nur eine aus der Entſtehung des 
Kabinetts heraus verſtändliche Verbeugung vor der Heimwehr 
gemacht, ſondern auch eine Verfaſſungsreviſion in einem Umfange 
angekündigt, die in mehr als einer Hinficht bedenklich erſcheint. 
Neben Fragen, über die fih im öſterreichiſchen Parlament zweifel ⸗ 
los auch mit der Gppoſition reden laffen wird (wie über die der 
Erweiterung der Befugniſſe des Bundespräſidenten durch das Recht 
zur Ernennung und Entlaſſung der Bundesregierung ſowie zur Auf- 
löſung des Nationalrates, ferner über die Beſeitigung der Hyper- 
trophie parlamentariſcher Einrichtungen, der Entpolitifierung der 
Verwaltung), hat er eine Wahlreform in Ausſicht geſtellt, 
die den Berufsſtänden ein Vertretungsrecht einräumt, ſchließlich 
eine Anderung der Derhältnifje der Länder zur Stadt Wien. Bei 
dieſen letzten Verfaſſungsänderungen wird die neue Regierung 
zweifellos auf den erbitterten Widerſtand der Oppoſition ſtoßen 
müſſen, deren Stimmen fie braucht, um die erforderliche Zweidrittel⸗ 
mehrheit aufzubringen. Noch ſchärfer dürfte der Kampf aber ent- 
brennen, wenn die Regierung wahr machen will, was ſie ankündigte: 
ein Notverordnungsrecht in dringenden Fällen. Dieſer Verfaſſungs⸗ 
artikel, der der öſterreichiſchen Gppoſition als eine Kückkehr zu dem 
berüchtigten Paragraph 14 der altöſterreichiſchen Perfaſſung erſcheint, 
der den Parlamentarismus zugunſten des Abſolutismus tatſächlich 
in entſcheidenden Situationen mundtod machte oder beſeitigte, wird 
von einem Teil der Regierungsmehrheit als Perfaſſungsangleichung 
an den Artikel 48 der deutſchen Derfafjung entſchuldigt, ohne darum 
für die zweifelos anſchlußfreundliche Gppoſition ſchmackhaft gemacht 
werden zu können. Dieſe verlangt, daß zunächſt in anderen wich⸗ 
tigen Pünkten eine Angleichung herbeigeführt würde, nämlich in 
den Punkten der Schaffung eines Referendums, eines Dolfs- 
begehrens und eines Volksentſcheids, die der öſterreichiſchen Der- 
faſſung bisher fremd geblieben find und die gerade in Gfterreich 
mit feinem Fwei⸗Parteien⸗Syſtem zur Köſung politiſcher Kriſen 
hervorragend geeignet erſcheinen. Die Oppoſition hat in ihrer Ant⸗ 
wort auf die Regierungserklärung keineswegs Kampf gegen die 
Regierung als ſolche angekündigt, wohl aber Kampf gegen alle 
außenparlamentarifhen Einflüſſe und Putſchdrohungen. Anderer- 
feits haben die Heimwehren zwar der neuen Regierung ihre Reves 
renz erwieſen und den von ihnen in ihrer Programmſchrift an- 
gekündigten „Marſch auf Wien vertagt“, aber keinen Zweifel dar⸗ 
über gelaſſen, daß ſie mit Mißtrauen darüber wachen werde, daß 
ihre verfaſſungsrechtlichen Forderungen erfüllt werden. Darin liegt 


die große Schwierigkeit der neuen Regierung. Schober, der Polizei- 
präſident von Wien, hatte ſeinerzeit Maſchinengewehre gegen die 
Wiener auffahren laſſen. Wird er nun, da er Bundeskanzler iſt, 
mit gleicher Energie putſchiſtiſche Angriffe mit den ſtaatlichen 
Machtmitteln niederzuſchlagen in der Lage fein? Die nächſten 
Wochen werden eine Klärung bringen. Wohl ganz Deutſchland 
wünſcht dem armen, innerlich zerriſſenen, wirtſchaftlich unſagbar 
darniederliegenden Gſterreich, daß es vom Bürgerkriege verſchont 
bleiben möge. Würde Öfterreih zum Schauplatz innerer Kämpfe, 
fo würde es in zunehmendem Maß Objekt ſlawiſcher Begehrlichkeit. 
Die Gendarmen an Öjterreichs Grenzen warten auf den geeigneten 
Moment, um zwar Ruhe zu ſtiften, aber ſich gleichzeitig ausgiebig 
dafür entſchädigen zu laffen. Daß jede Erſchütterung Oſterreichs 
zugleich ſeine Währung und Wirtſchaft in ernſte Gefahr bringen 
muß, wiſſen nicht nur die Öiterreicher ſelbſt, fie wiſſen es auch 
oder fie follen es fih eindringlich geſagt fein laſſen, daß Öfterreichs 
mühſam errungene Achtung im Rate der Völker und — vor allem — 
die Sympathien der Millionen Anſchlußfreunde in Deutfchland 
letzten Endes davon abhängen, ob es bereit iſt, in den Formen 
eines modernen demokratiſchen Staatsweſens für die Wohlfahrt 
ſeiner Bürger zu wirken! Dr. Rich. Miſchler, Berlin. 


Die Neuregelung der Arbeitsloſenverſicherung. 


In Nr. 17 des laufenden Jahrgangs dieſer Feitſchrift hat 
Reichsarbeitsminifter Wiſſell ſelbſt die Grundzüge des Entwurfs 
dargelegt, den die Reichsregierung dem Reichsrat zur Reform der 
Arbeitsloſenverſicherung vorgelegt hatte. Inzwiſchen hat der Reichs ⸗ 
tag am 5. Oktober in dritter Leſung ein Geſetz verabſchiedet, durch 
das die Verhandlungen über das Reformwerk einſtweilen einen 
gewiſſen Abſchluß gefunden haben. Der Annahme dieſes Geſetzes 
gingen außerordentlich heftige parlamentariſche Kämpfe vorher, die 
ſtellenweiſe zu einer Kegierungskriſe zu führen drohten. Schon die 
erſte vorbereitende Ausſprache im ſozialpolitiſchen Ausſchuß des 
Reichstags zeigte deutlich, wie weit die Anſichten der Parteien aus⸗ 
einandergingen, wenn auch eine ganze Reihe derjenigen Reform- 
vorſchläge, die die Beſeitigung von mißbräuchen zum Fiel hatten, 
allgemeine Billigung fand. Im Reichsrat ſtieß dann die Vorlage der 
Reichsregierung a jehr erhebliche Widerſtände. Schließlich gelang 
es, mit knapper Mehrheit ein Kompromiß zuftande zu bringen. 
Dieſes Kompromiß änderte die Regierungs vorlage, namentlich in 
der Saiſonarbeiterfrage, erheblich ab; die Reichsregierung trug dem 
Kompromiß bei der Keichstagsvorlage im weſenklichen Rechnung. 
Die Vorlage ſelbſt wurde in die Form zweier getrennter Geſetz⸗ 
entwürfe gekleidet. In einer bedeutend umfangreicheren, unbefriſte⸗ 
ten Hauptvorlage wurden die weniger umſtrittenen Abänderungen 
des Geſetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslofenverficherung 
zuſammengefaßt. Hierzu gehören vor allem die Beſtimmungen zur 
Abſtellung von Mißſtänden und Mißbräuchen und zur Vereinfachung 
der Verwaltung; ferner von den Maßnahmen, die eine ſtärkere 
finanzielle Erſparnis erbringen follen, die Neuregelung der Warte⸗ 
zeit, die Anrechnung von Penfionen und Wartegeldern und die Her- 
abſetzung der Entſchädigung an die Urankenkaſſen. Die zweite, 
bis zum 31. März 1951 befriſtete Vorlage enthielt die Punkte, die 
hauptſächlich Gegenſtand des politiſchen Kampfes waren: Beitrags- 
erhöhung (und zwar allgemein auf 5% v. B., für die Saifonindu- 
trien, aber nicht die Sand- und Forſtwirtſchaft, entſprechend dem 

eſchluß des Reichsrats auf 4% v. H.), Sondervorſchriften für die 
Saiſonarbeitsloſen und ſchließlich auf Grund weiterer Reichsrats⸗ 
beſchlüſſe eine gewiſſe Kürzung der Unterſtützungsſätze für ledige 
Arbeitsloſe über 45 Jahre aus den höheren Lohnklaſſen. Man 
rechnete damit, daß die Vorlagen im Falle ihrer Annahme das vor⸗ 
ausſichtliche Defizit der Reichsanſtalt im weſentlichen decken würden. 

Die Verhandlungen im ſozialpolitiſchen Reichstagsausſchuß 
liefen nun ſo, daß zwar die weſentlichen Beſtimmungen der Haupt- 
vorlage angenommen wurden, wenngleich auch hier Kücken blieben, 
daß aber die meiſten Paragraphen des befriſteten Sondergeſetzes, 
darunter auch die Dorfchrift über die Beitragserhöhung, von 
wechſelnden Mehrheiten abgelehnt wurden. Im Plenum gelang es 
zwar, einige der noch offengebliebenen Fragen zu erledigen; in 
der Frage der Beitragserhöhung wurde der ablehnende Beſchluß des 
Ausſchuſſes nicht geändert. Die Situation iſt jetzt kurz folgende: 
Die weſentlichſten Punkte der Dauptvorlage find zum Geſetz erhoben 
worden, wenn auch mit einzelnen Abweichungen. Das find alfo die» 
jenigen Dorfchriften, die in dem eingangs erwähnten Aufſatz des 
Reichsarbeitsminiſters als Maßnahmen zur Beſeitigung von Miß⸗ 
bräuchen und Mißſtänden und zur Vereinfachung und Derbilligung 
der Verwaltung und des Verfahrens geſchildert worden ſind 
(Definition des Begriffs der Arbeitsloſigkeit, Abgrenzung der 
geringfügigen Beſchäftigungen, Vorſchriften für Zeimarbeiter, Neu- 
regelung der Sperrfriſten, Möglichkeit des Meldezwangs für beſetzte 
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Arbeitsplätze, Anpaſſung an das Lohnniveau des Unterſtützungs⸗ 
orts, Beſtimmungen über Zugehörigkeit zur Lohnklaſſe nach dem 
Arbeitsentgelt der letzten ſechs Monate, Vereinfachung des Befrei⸗ 
ungs verfahrens, Umorganiſation der Spruchkammern u. a. m.). 
Außerdem iſt die Anwartſchaftszeit für die Fälle des erſtmaligen 
Unterſtützungsbezuges und die Wartezeit neu geregelt worden; hierbei 
hat der Reichstag nicht unerhebliche materielle Anderungen bzw. Er- 
gänzungen an dem Entwurf vorgenommen. Wartegelder, Penſionen, 
Sozialrenten uſw. ſollen auf die Unterſtützung angerechnet werden; 
bei den letzteren bleibt jedoch ein Betrag von 50 AM. anrechnungs⸗ 
frei. Die Beiträge an die Krankenkaſſen werden in der Weiſe her- 
abgeſetzt, daß jährlich etwa 50 Mill. RM. erſpart werden. Schließ⸗ 
lich ift entſprechend dem Vorſchlage des Entwurfs zum Sondergeſetz 
beſtimmt worden, daß während einer berufsüblichen Arbeitsloſigkeit 
die Saiſonarbeitsloſen aus den höheren Lohnklaſſen herabgeituft 
werden, und zwar in der Weiſe, daß die Arbeitsloſen der Lohn⸗ 
klaſſe VII die niedrigeren Unterſtützungsſätze der Klaſſe VI, die- 
jenigen der Klaffen VIII und IX die Sätze der Klaſſe VII und die⸗ 
jenigen aus Klaſſen X und XI die Sätze der Klafje VIII erhalten. 
Schon nach bisherigem Recht erhielten die Saiſonarbeitsloſen für 
die Dauer der berufsüblichen Arbeitsloſigkeit die Unterſtützungen 


der Kriſenfürſorge, denen die obigen Sätze entſprechen. Neu iſt, 
daß ſie in dieſem Zeitraum jetzt von vornherein herabgeſtuft werden, 
während bisher die Herabjtufung auf die Sätze der Kriſenfürſorge 


erſt nach ſechs Wochen eintrat. Andererſeits fällt die Bedürftigkeits⸗ 


prüfung, ſoweit ſie für die Saiſonarbeitsloſen bisher beſtand, nach 
den neuen Beſtimmungen weg. Alle anderen Dorjcläge des Ent- 
wurfs zu dem Sondergeſetz fanden keine Mehrheit. Daraufhin wurde 
in dritter Leſung die Beſtimmung über die Saiſonarbeitsloſen 
unbefriſtet in die Hauptvorlage hineingearbeitet. 

Man glaubt, daß die Geſamtheit der neuen Dorſchriften jähr- 
liche Erſparniſſe von etwa 100 Mill. AM. erbringen werden. Das 
jährliche Defizit der Reichsanftalt, das auf 279 Mill. RM. geſchätzt 
wird, iſt alſo nicht beſeitigt worden. Vor allem iſt die Frage der 
Beitragserhöhung unentſchieden geblieben und dürfte erſt bei der 
allgemeinen Finanzreform im Fuſammenhang mit der Durchführung 
des Noung-Plans wieder angeſchnitten werden. Demnach muß einſt⸗ 
weilen das Reich mit Darlehen für den Fehlbetrag aufkommen. 
Dagegen iſt mit den vielbeklagten Mißſtänden und Mißbräuchen, 
die den urſprünglichen Anlaß zur Einleitung der Reform gaben, 
gründlich aufgeräumt worden. 

Regierungsrat Dr. Joachim Fiſcher. 


Vroduftive Rommunalpolitit in Raffel / von Robert Breuer. 


Noch über dem Park von Wilhelmshöhe, zu deffen Füßen fih 
Kaſſel in weitgreifender Fläche entwickelt, ſteht die barocke Phan⸗ 
*afie des Herkules, eine jener grotesken Exploſionen der Baukraft 
des Abfolutismus. Don hier aus ſtürzt der Blick über wallende 


zip der großgeweiteten Räumlichkeit auf eine neue Weiſe abzu⸗ 
wandeln. Was einſt Fürſten befahlen, ordnet heute das Dolf, 


regelt heute das ſoziale Streben der kommunalen Demokratie. 
Abermals entſtehen Räume, Achſen, Blickpunkte, abgeſchloſſene Ein⸗ 


Ebert-Anlage, eine große Siedelung. Das ſtädtebauliche Hauptſtück: Blick auf die Stadthalle 


Kastaden und über ein vielfach geſchichtetes Maſſiv von Baum- 
kronen hinab bis zum bewußt wurzelnden Schloß, ſtößt dann in 
herriſcher Achſe gradaus, bis in die Ferne, aufgefangen vom 
Horizont bewegter Berge. Dieſe monumentale Achſe, die, keinen 

Widerſtand kennend, 
die Welt in zwei 
Halbkreiſe zu zer⸗ 
legen ſcheint, ver⸗ 
mittelt ein Raum- 
gefühl von über⸗ 
wältigender Energie, 
von einer Lebens⸗ 
kraft, die nur eine 
Bändigung kennt: 
den Willen des 
Städtebauers. Es iſt 
ſehr zu loben, daß 
das neue Kaffel, an 
dem ſeit etwa zehn 
Jahren gebaut wird, 
fühlbar danach ſtrebt, 
dies glorreiche Prin⸗ 


Die Faſanenhofſiedlung 
Blid in die Hauptſtraße 
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heiten; nur, daß diesmal ſolche ſtädtebaulichen Organismen nicht 
Gefäß und Rahmen des feſtlichen Feudalismus ſein wollen, viel⸗ 
mehr: einer gehobenen und ſelbſtbewußten Volksgemeinſchaft. Mehr 
wohl als ſonſt empfängt man vom neuen Kafjel, von dieſen Stied- 
lungen, von dieſen 
umbauten Wohn- 
höfen und Wohn⸗ 
parken, von dieſen 
grünen Plätzen und 
Kanälen den Ein⸗ 
druck der raumbils 
denden Abſicht. Die 
Ebert⸗Anlage gehört 
immerhin zu den 
ſeltenen Beiſpielen 
durchdachter ſtädte⸗ 
baulicher Geſchloſſen⸗ 
heit; dort, wo ſie 
ſich platzartig gegen 
die Stadthalle öffnet 
und von dieſer 
abgeſchloſſen wird, 


Das Fuldabad 
Ausgedehnte Anlagen längs des Flußufers 


Der Hei 


matdienſt 


wirkt ſie in hohem Grade überraſchend. wenn fie einmal fertig 
ſein wird, wandert der ſchweifende Blick des Beſchauers pon der 
demnächſt entſtehenden Schule, die Bonatz baut, den breiten 
Grünkanal entlang, 0 
eckiger Schlichtheit errichtet, um i 5 
zu len 1 dem Herkules hoch über Wilhelmshöhe. 
ſammenhänge werden 
lebendig, die wider⸗ 
ſpruchsloſer als alle 
geſchriebene Ges 
ſchichte, die Zwangs⸗ 
läufigkeit und damit 
die unbedingte Gel- 
tung des Heutigen 
erkennen laſſen. Die 
ſozial erfüllten Näu⸗ 
me des neugebauten 
Kaſſels find die 
ſchickſalsgewollte Ab⸗ 
löſung des einſtigen 
barocken Pathos. Die 
alten Kaffelaner, die 
ihre Stadt mit gu- 


zu dem Schulblock, den Teſſenow in rechts 
dann in freiem Flug aufwärts 


gu- 


en — 


— 


Sentrum dieſer Siedlung, von deren Höhen man einen genuß⸗ 
reichen, immer neu angeregten Blick auf die geſegneten Wald- 


hügel des Heſſenlandes hat, bildet ein ausgedehnter Sporte 
platz, umfaßt von Einfamilienhäufern, gekroͤnt durch zwei 
vortreffliche Schulbauten, deren einer vor der Dollendung 
ſteht. Kühner noch als diefe Anlage ift ein Dormarſch, 
der ſich auf dem 
Rotenberg vollzieht, 
wo der Architekt 


Haeßler für die wirt- 
ſchaftlich ſchwächſten 
Mieter eine Siedlung 
in Eiſenkonſtruktion 
aufſtellt. Schon fte- 
hen die Gerüſte, ſteht 
das eiſerne Geſtänge, 
in ſchmalen elaſti⸗ 
ſchen Reihen, faſt 
brutal und doch ver- 
heißungs voll: ein 
Anblick, an dem ſich 
die Phantaſie ent- 
zündet. ingenieur» 


tem Recht lieben, — : - bauten für Wohn- 
können auf das Faſanenhof; Entwurf Des Benteumo Be groben eng 5 à Phot: 2 Schaumlöfel, Kassel zwecke, reſtlos frei 
Ausgedehnter Sportplatz, umfaßt von Einfamilienrei s j i = 
le en eng zwei Schulgebäude, davon plia inte PR Te „ Fi 
„ 
Geſinnung, nicht minder ſtolz fein. — Der zuſammengebrochene Spiegelbild einer rationaliſierten Wirtſchaft. 
Krieg hinterließ auch in Kafjel eine ſchwere Wohnungsnot, deren Neben den Siedlungsbauten verdienen mancherlei andere 


Überwindung um ſo ausſichtsloſer ſchien, als die Stadt bis dahin 
kaum irgendwie eine eigentliche Wohn- und Bodenpolitik betrieben 
hat. Es wurde ſchnell und kräftig zugegriffen. Die Stadt begann 
umfangreichen Grundbeſitz zu erwerben und gleichzeitig entſchloß 
ſie ſich zu umfaſſenden Neubauten, um 
der Bürgerſchaft angemeſſene Unterkunft 
in zweckmäßigen, aber doch behaglichen 
Häuſern zu ſichern. Es iſt beachtlich, 
daß ſeit 1915 die Wohnungen um 
20 v. H., um 7500, vermehrt worden 
ſind. Es iſt nicht minder beachtlich, daß 
das ſtädtiſche Vermögen heute rund 
100 Millionen beträgt, während es vor 
dem Kriege, nach Abzug von 45 Mil- 
lionen Geſamtſchulden, nur 30 Millionen 
auswies. Es verdient Aufmerkſamkeit, 
daß von 1926 bis 1929 der ſtädtiſche 
Grundbeſitz, deſſen Kern durch den Ober⸗ 
bürgermeiſter Scheidemann mit drei Mil- 
lionen Quadratmetern Freiland ge⸗ 
ſchaffen worden ift, um abermals ein⸗ 
einhalb Millionen Quadratmeter ge⸗ 
ſteigert wurde. An der geſamten Peri- 
pherie gehören der Stadt heute umfang⸗ 
reiche Freiflächen, die fie nach dem Be⸗ 
dürfnis der Bürgerſchaft mit Häuſern 
oder mit Bäumen, mit Siedlungen oder mit Parken bebauen kann. 
Ein vortreffliches Beiſpiel produktiver Kommunalpolitik und fozial 
erfolgreicher Selbſtverwaltung. 

Die Siedlungen zeigen verſchiedene Tppen. Eine Anlage 
aus Backſteinbauten, die Siedlung vom Roten Kreuz, genügt dem 
Geſetz des umbauten Grünhofes 
und zeigt die ſympathiſchen, aber 
doch ſchon ein wenig überwun⸗ 
denen Symptome einer deko⸗ 
rativen Gemütlichkeit: Kreu- 
zung zwiſchen Holland und 
Böcklin. die ſchon erwähnte 
Ebert⸗Anlage, die teilweiſe noch 
im Entſtehen ift, genügt allen 
Anforderungen der geltenden 
Sweckarchitektur und der Wohn- 
hygiene. Unternehmungsluſtig, 
aber durchaus überzeugend, 
ſpricht die Siedlung Faſanen⸗ 
hof, deren Weiträumigkeit ein ⸗ 
drucksvoll zeigt, wie das Wohn- 
bedürfnis der breiten Maſſen 
ſich aus der Enge der Schächte 
und Brandmauern befreit hat, 
um nach einem ſachlichen, doch 
zugleich ſchönen Ausdruck des 
neuen kommunalen Gefühls zu 
ſtreben. Man könnte von einem 
Wohnforum ſprechen, von einem 


Ausſegnungshalle des Hauptfriedhofes, Arch. Prof. Hummel 


Anlagen genannt zu werden. An erſter Stelle die große Bade- 
anlage am Ufer der Fulda. An heißen Tagen gab es hier 20 000 
Beſucher, 9000 Perſonen können ſich gleichzeitig entkleiden und 
ihre Garderobe in ſicheren Gewahrſam geben. Dies Freibad, un⸗ 
mittelbar vor der Stadt gelegen, von ihr nur 
durch den einſtigen Schloß garten getrennt, 
zeigt dem Blindeſten die Wandlung der 
Seiten. Einſt paradierten die Herren 
einſam und götternah im repräſentativen 
grünen Raum der Parkarchitektur; 
heute lüften fih Sehntaufende, ohne in- 
dividuelle Überheblichkeit, aber im Kon- 
ſum eines allgemeinen Menſchenrechtes. 

Eine Friedhofsanlage wäre noch zu 
nennen, ein Entbindungsheim; ſolche 
ſorgfältigen Löſungen fozialer Aufgaben 
werden überragt durch das Werk 
der Ariegergedächtnisſtätte. Vergeſſene 
Terraſſen des höfiſchen Gartens, die 
ſchon beinahe zum Steinbruch verwittert 
waren, ſind von Profeſſor Hans Sautter, 
der auch ſonſt mit großer Hingabe und 


mit kultiviertem Geſchmack, mit un- 
gewöhnlichem Verſtändnis für die fo- 
zialen Verpflichtungen der modernen 


5 Kommune und mit ſicherem Takt für 
die beſondere Übergangslage Kaffels, von Se Seilen 
an bis heute als Stadtrat und Künftler hier wirkt, neu entdeckt 
und auf eine ebenſo verſtändige wie gewinnende Weiſe ausgebaut 
worden. Es dürfte in Deutjchland kaum etwas Ahnliches geben: 
ein geſtaffeltes, ſteigendes Podium für feierliche Aufzüge, für den 
Marſch von Fahnen und Fackeln, 
oben eine geräumige Halle mit 
dem menſchgeformten Stein eines 
toten Kriegers. Auch dieſe Plaſtik, 
geſtaltet aus der Würde des 
Friedens, wurde von Sautter 
geſchaffen. Schließlich noch 
ein Hinweis auf die Muſeums⸗ 
pflege der Stadt, die gleichfalls 
Sautter unterſteht. Die ſtädti⸗ 
ſche Galerie enthält Bilder, die 
zu betrachten ſich wohl lohnt, 
das Tapetenmuſeum, das einzige 
in Deutſchland, gewährt einen 
aufſchlußreichen Einblick in die 
Entwicklung der Wandbeklei⸗ 
dung, genußreicher aber als 
dieſe Stätten der Künſte iſt das 
Mufeum für Naturkunde, das, 
frei von Staub und Enge, 
durchſtrömt von Licht, den Be⸗ 
ſucher mit den unbehindert da- 
ſtehenden Tieren während der 


Forum der Zivilifation. das 


Kriegergedächtnſsſtätte, Arch. Drof. Hans Sautter 
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Epifode eines Spaziergangs kos⸗ 
miſch verwachſen läßt. 
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Moderne Herren-Bekleidung 


nach Mass und fertig aus besten in- und ausländischen Stoffen unter Garantie für tadellosen Sitz und gediegener 
Verarbeitung. B 


Teilzahlung bis zu 


Vertragslieferant mehrerer Beamtenverbände 72 


Hermann Eisner 


Anf Vong 


Feine 
Rhein-Weine 
nur direkt von 
Erich Müller 
Weinbau u. Welnkellerel 
Nierstein a. Rhein 
(Inh. d. F. Weingut 
Geschw. Strub). 


— Aal, HI 
„Diana“ Draht- 


Matratzen 


Bettstellen, Polster 
Preisliste umsonst. 
JOH. NIC. DEHLER 
Coburg 15 


Abessinierbrunnen 


kann jeder 
selbst aufstel- 
len. Manschet- 
ten u. Klappen 


Marte: 11 8 
Thüringer «| Brigimarkensammler 
fl au m e U mu 8 ö verlangt sof. Pro- alle deln 
7 i benummer eurer passend, sofor! 


lieferbar. 
Illustrierte Preisliste gratis. 


A. Schepmann, Pumpen- 
fabrik, Berlin N 300, Chaus- 
seestraße 88 


größten Fach- 
schrift mit wert- 
voll. Mittellungen 
„Die Post“ Berlin N 
Friedrichstraße 131d 


gar. reine, zuckergesüßte, 
feinste Qualität, 10 Pfund- 
Eimer M. 4. 25 ab hier Nachn. 
Otto Ritter, Pilaumenmus- 
fabrik, Schköleni. Thür, 136. 


Wir vermieten 


voraussichtlich 
Zum 1. 11, 1. 12. d. J. 


1½-2½ Zimmer- 


Wohnungen 


Berlin-Reinickendorf 
Pankower Allee 


Auskunft: 


Vermietungsbüro der Deutschen 
Gesellschaft zur Förderung des 


Wohnungsbaues, Gemeinnützige 
Aktien-Ges., Berlin-Schöneberg, 
Innsbrucker Straße 31 


Fernruf: Stephan 5521-23 


ei mäßigen Preisen gewähre ich 

10 Monatsraten ohne Zinsberechnung 
Geöffnet von 9—7 Uhr 2 Telefon: Norden 4296 
Moderne Herrenbekleidung für Beamte und Angestellte 


Berlin C, Neue Friedrichstrasse 35. I 
zwischen Bahnhof Börse und Alexanderplatz 


Moselwein . . 7 
dann nur von der Quelle! 
Weinkellerel Schmitgen 
Berncastel 60 (Mosel) 
Laufende Anerkennungen! 
Teilzahlung! 
Gelegenheitskauf! 
1928er MaringerSchwarzlay 
a. Fl. 1,25, 1928er Bern- 
casteler Held a. Fl 1,45, 
als Restposten, spritziger 
u, bekömml. Moselweine 
I. Kisten m. 15, 25, 30 u. 
50 Fl. Glas u. Kiste leih- 
weise oder 0,20 p. Fl., 
ferner: Rotwein, 1,25 / Bow- 
lenwein 1,—. Sof. bestellen 
und Preislisten verlangen! 


Bettücher 


Nur Zivil- und Staatsbeamten 


liefern wir seit 1884 direkt ab unser. Fabrik 


Oberbetten 


Unterbetten, Plümeaux 
und Kissen, Bettfedern 
H und Daunen 
EH streng diskret, gegen 9 Monate Ziel, ohne 
Anzahlung und monatliche Ratenzahlung. 
Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 
Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- 
troffener Wahl besonders angefertigt. 
Minderwertige Ware 
führen wir nicht. 
Lt. amtl. notarleller Bestätigung: 
1. Über 400000 Kunden In mehr als 
0000 Orten. 
2. Über 100000 Kunden haben zum 
2. Mal und öfter nachbestellt. 


allerbestes Gewebe F 
starkfädig, 2½ m lang Platze zu gleichen Preisen nicht 
160 cm breit, fertig ge- zu kaufen sind. 


säumt, Stück 365 Pfg. 
4 Laken frko. Nachn. 
Viele Dankschreiben 
u. Nachbestellungen. 


Wilhelm Harries, 
Wäscheversand, 
Bremen, V 81 Hemnstr. 156 


Gebr. Passmann A.-G. 
Kölln 149, Trierer Straße 13. 


Größtes Spezialgeschäft Deutschlands, 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


druckt ohne Chemikalien, ohne Typen, 
ohne Papierschablönen,ohne Umdruck 
von Metallfolien, die, 1X beschrieben, 


100000de Abdrucke 


in beliebigen, sofort trockenen Farben 
ergeben. Leichter geräuschloserGang 


Preis 260M. AuchTeilzahlung 


BUROGRAPHIA, BERLIN C. 54 
WEINMEISTERSTR. 14a. / NORDEN 4239 


Wir liefern ebenfalls näch unserem patentierten 
Metallfoliendruckverfahren arbeitende komplette 


Hand-Apparate von 18M. an 


Prospekte frei. Bürograph-Mappe mit ausführlicher 
Beschreibung, Druckproben und Folienmuster gegen 
Einsendung von 50 Pfg. / Postkonto Berlin 36612 
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Die deutſchen 
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Jentralverlag G. m. b. h., Berlin W35 


Jugenobünde 


Ein Handbuch ihrer Organi- 
ſation und ihrer Beſtrebungen 
von 


Günther Ehrenthal 


Mit 4 graphiſchen Darſtellungen 
der organiſatoriſchen Bewegungen 
Preis geheftet RM. 6. —, in Halbleinen geb. RM. 7. 50 


Die Schrift bezweckt einem kurzen Grundriß eine Eins 
führung in das Verſtändnis der heutigen Jugend⸗ 
beſtrebungen zu geben. 


Der erſte Teil des Buches 


gibt in großer Zuſammenfaſſung einen Überblick über 
das beſondere Werden und Streben in der bündiſchen 

ugend. Ohne ſich irgendwie in Einzelheiten zu ver⸗ 
lleren, wird die Entwicklung von der Gründung des 
Wandervogels, vom Entſtehen der chriſtlichen, der 
ſozialiſtiſchen, der betont nationalen Jugendrichtung, 
von der Ausbreitung der Turns und Sportbewegungen 
in ihren jeweiligen Strukturveränderungen verfolgt 
bis zu dem in kultureller und politiſcher Hinſicht bes 
reits überraſchend organiſchen Geſamtbild in der 
Gegenwart. 


Der zweite Teil 


wendet ſich dann der Einzelbetrachtung der ver⸗ 
ſchiedenen Unterſtroͤmungen zu. 


Abſchnitt 
„Überbündiſche Arbeit“ 


ſind zu finden die Jugendkulturbewegung, die Zentral⸗ 
organiſationen und die Organiſationen, die fi über 
die Welt erſtrecken. Allein dieſe Aufzahlung der 
Buchabſchnitte gibt bereits eine Vorſtellung von 
der Vielſeitigkeit der Arbeit. 


In knapper Einzeldarſtellung werden in dieſer Weiſe 
die faſt 400 deutſchen verbände inners und außer ⸗ 
halb des Reiches jeweils mit Angabe der Geſchaͤfts⸗ 
ſtelle, Sachen ungefähren Mitgliederzahl, der 
Bundesgeſchichte und der Bundesziele erörtert. Jedem 
Abſchnitte find ſorgfältige Schrifttums nachweiſe zu 
näherer Beſchaͤftigung angefügt. Zugleich iſt den 
vier großen Hauptſtröͤmungen: Die freie Jugend⸗ 
bewegung, die Evangeliſche, die Katholiſche und die 

Jugend je eine graphiſche Darftellung 


Sozialiſti 
n und die zur Zeit beſtehenden 


Bünde beigefügt. Auf diefe Weiſe iff ein kurzes Nach ⸗ 


ſchlagebuch, ein praktiſches, bis her noch völlig fehlendes 


Handbuch der Jugendbewegung entſtanden von ſeltener 
Eindringlichkeit, Allſeitigkeit und Überſichtlichkeit bei 
knappſter Form, wie es bisher nirgends beſtand. 


Potsdamer Straße 41 


Notieren Sie bitte: 
12 000 Bezieher 


unserer Zeitschrift setzen sich 
ungefähr wie folgt zusammen: 


22 000 höhere Beamte in Reich, Ländern und 
Gemeinden 
10 000 Lehrer aller Gattungen, vom Hochschul- 
professor bis zum Dorfschullehrer 
3000 Auslandsdeutsche, vornehmlich Konsulats- 
beamte Europas 
2000 Prominente aus dem politischen, wirt- 
schaftlichen und geistigen Leben 


5000 Amtsstuben. Konferenzzimmer, Biblio- 
theken, Lesesäle 


Lesen Jie Sitte weiter: 
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OTTO MACK 
BERLIN O 17. 
AM OSTBSAHNHOF 12 


FOSTSCHECK-KONTO: BERLIN 35730 
— 


Sr 2 Me. 929 — 


BERLIN. oen. 1+ August — 029 


An die 


Annoncen- Expedition 


Dr. Walter Setzefand 


Berlin S. V. 48. 


Friedrichstr. 239. 


Ich danke Ihnen, dass Sie nich auf die Zeitschrift "Der Heimat- 


dienst” wegen Inserierens aufmerksam gemacht haben und ich kann Ihnen 


mitteilen, dass der Erfolg meines Inserates ein sehr befriedigender 
war. Ich habe bereits auf das erste Inserat über 50 Zuschriften er- 
— — aa 


halten. 


Sie können von diesem Schreiben in jeder Weise gebrauch machen 


und ich danke Ihnen nochmals fur Ihre freundliche Beratung in meinen 


Inseraten- Angelegenheiten, 


Hoohachtungsvoll! 


Spezialbüro für die Beamtenverbände 


der Vereinigten Krankenversicherungs-A. 6 


(vormals Gedevag, Kosmas und Selbsthilfe) 


Spezial - Büro für dis Beamtenverbände 
Otto Mack, Berlin 0.17, Am Gathahnhol 12 
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Der Heimatdienſt 


& & zum nns. 
Kugelkäse = = ee er an Fe mit Spiele 

apparat sofort spielbar. Reiche Auswahl! Vereinigte 

| Gelegenheitskäufe! Bequeme Zahlwelse. Krankenversicherungs - Aktiengesellschait 


(vorm. Gedevag, Kosmos und Selbsthilfe) 


rot, gesunde Ware o. Abfall 
2 Kgl. = 9 Pfd. 4,89 5 £ 
200 Harzkäse ... 4,89 2 8 S 
100 dto. u. 1 Kgl. 4,30 8 ‘= 


Prospekt H kostenlos. 
K. Selbold, Nortori (Holstein) Nr.507 


Piano und Harmoniumhaus 
3 Lützowstraße 68, hpt., nahe Lützowplatz. Aktienkapital 5 Mill. RM, Reserven über 4 Mill. RM. 
Pfanne Allem Überlegen 


Versichertenbestand über 400 000 


Krankenversicherung mit Gewinnbeteiligung! 
Vertragsgesellschaft vieler großer Verbände! 
aus getrockneten u. frischen 
Früchten, delikat, 


Vollständig frele Arztwahl! / Keln Krankenschein und keine 
Krankmeldung! / Keine ärztliche Untersuchung bel der Auf- 
nahme! / Hohe Leistungen bel Arzt-, Arznel-, Operatlons- 

10 Pfd.-Posteimer. . 4.40 und Krankenhauskosten | 

25 Pfd.-Bahneimer . 10.20 


eppiche 112 


Wochenhilfe! Bel Unfall sofort A h 

5 è 3 rechapparate el Unfall sofort Anspruc! 
Feels albes ted, 1445 tige disk ete e Fer ai Hohes Sterbegeld! auf die Leistungen! 
Kompott, 10 Pfd.-Eim. 5.50 sofort bemusterte Offerte. 
Feinster Rübensaft, 3 fach Versand nach auswärts frachtfrei. Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Verbind- 
raffiniert 10 Pid.-Dose 3.15 Deutsche Tep, ich-Vertriebs Ges. m. b. H. lichkeit Prospekt und Aufnahmescheln durch 
ee Berlin W.8. Kronenstr.66/67 OTTO MACK, Berlin 0 17, Am Ostpannhot 12 
Heinr. Eckstein, Konserrenfabrik Beamte 8% Rabatt. 


Magdeburg-N. 450 


wöchentlich 
haben sed 8 0 ein 3592 e Apparat 


5 jährige ährige Erfahrung 
bietet arantie 705 


Konstruktion und 
Reelli 


Jeder Käufer erhält Kuren erhält 

gegen Ve /przeigung 

Jisses Ih Inserätes 

eine 5 

æ= gratis. e 


BITTE 


nehmen Sie bei Ihren 
Anfragen und Bestel- 
lungen Bezug auf den 
„Heimatdienst“ 


BRIEFMARKEN?! 


Auswahlhefte jeder Art mit sehr billigen Preisen 
stehen ernsthaften Sammlern gern zur Verfügung. 
[Bestellen Sie meine Auswahlhefte. 
S. W. Hess, Frankfurt a. M., Goethestraße 2. 


Wollen Sie sich über die neue Mode 


ungekürzte billige Volks a 9 
Wir liefern: Beftes holzfreies Papier, tlarer © 


10 Ganzleinen⸗ 


bände | 

a fur Herbst und Winter unterrichten? 
. 7 k. e | Jüngite 

zahlbar auch N Gericht 


Dann verlangen Sie sofort kostenlos und unverbindlich 
das große illufirierte Modealbum Hd. 


des seit dem Jahre 1844 in allen Beamtenkreisen 
bestempfohlenen Hauses 


Se FR ; N. Gottschalk 


BERLIN SW 68 
Lindenstraße 106 


in Monatsraten von 


3.— 


10 Halbleder⸗ 
bände 


mit Goldoberſchnitt 
in Kaſſette 


M. 48.— 


zahlbar auch 
in Monatsraten von 


Inhalt: Band 1: Das aene Sape (382 S.). Band 2: 
Volk wider Volk (396 S.). nb 3: Die Schmiede der Zu- 
kunft (392 S.). Band 4: ba verlorene Vaterland (328 S). 

Band 5: Der kraſſe Fuchs (516 S.) Band 6: Das jüngfte 
Gericht (320 S.). Band 7: Brüderlichkeit (528 S.). Band 8: 

Das lodende Spiel (316 S.). Band 9: Sonnenland (314 S.). 

Band 10: Das Land unſerer Liebe (520 S.). 


en 
$ der Band ift einzeln in Ganzleii u eife 
5 22 dn, in Helsteder zum Preife von 4.80 M. lieferbar. Die Zinkaufsquelle der BSeamtenfamilie 
In gleicher Ausftattung erſchlenen: für Kleidung und Wäsche, Stoffe, Schuhwaren, Teppiche, Gar- 
Pe u en |& 8 Anbeitis; Nomens, 10 Ganztelnenbände, in Rafjelte dinen etc. und alle Artikel persönlichen und häuslichen Bedarfs 
verpackungsfr ” 


M. 35.—, 10 Halbleberbände in Kaſſette M. 52.50 liefert nur Qualitätswaren, speziell die bekannten 
S e A E E E N A A E / ͤ E AR A N EE EE Markenartikel zu Originalpreisen. 


Sentero Deülſchen Beamten-Buhhandlung G. m. b. 5, auf Teilzahlung in 6 Monatsraten 


Anſtalt des Deutſchen Beamten⸗Wirtſchaftsbundes, ohne Anzahlung 

Berlin SW 68, Neuenburger Straße 8, Abtlg. H. Ei: 

zum Preiſe. gegen Monatsraten à, — der ganze Betrag — 1. Rate auf alle Käufe ab heute 
die erſte Rate — Folgt gleichzeitig — folgt am. — ift nachzunehmen — 

folgt auf Poſtſchecktonto: Berlin Nr. 68855 (Erfüllungsort: Berlin-Mitte) am 1. Dezember 1929 


Rame u. Stand:. Ort u. Datum: ...... bbb 
Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preſſegeſetz: Ministerialrat Dr. Strahl, Berlin. — Für den Anzeigenteil: Walter Shmiedide, Berlin SW 48. — 


Anzeigenpreis: Die Ggeſpaltene mm- Höhe koſtet 40 Pf. Rabatte, Beilagenpreiſe und ſonſtige Inſertionsbedingungen laut Tarif der Anzeigenverwaltung. — Alleinige Anzeigen / 
annahme: Dr. Walter Setze fand Annoncen Expedition, Berlin SW 48, Kriedrichſtr. 239. Sernruf: 55 Bergmann 6848. — Offſetdruck: W. Bürenſtein. Berlin SW 48. 302 


